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Der neue Entwurf zum Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz. 


Don Oberregierungsrat Dr. A. Wende. 


Die Sahl der unterſtützten Erwerbsloſen, die Mitte 
Februar 1926 2 058 000 betragen hatte und ſeitdem bis An⸗ 
fang November 1926 um 750 000 zurückgegangen war, iſt am 

Ende des Jahres wieder auf 1745 000 geſtiegen. In den 
beiden letzten Monaten des vergangenen Jahres hat alſo die 
Sahl der unterſtützten Erwerbsloſen um 457 000 zugenommen. 
Die in dieſer Steigerung zum Ausdruck kommende Der- 
ſchlechterung des Arbeitsmarktes traf überwiegend männliche 
Erwerbsloſe und zeigte ſich vor allem in den landwirtſchaft⸗ 

lichen Gegenden. Die ungünſtige Entwicklung iſt alſo vor 
allem auf den Einfluß der Jahreszeit zurückzuführen. Auch 
die Beendigung des Weihnachtsgeſchäfts belaſtete den Arbeits⸗ 
markt. Ob alle dieſe Umſtände die ſtarke Zunahme in der 
Beanſpruchung der Erwerbsloſenfürſorge genügend erklären 
oder ob, wie vielfach an Hand einzelner Erfahrungen be⸗ 
hauptet wird, die Einrichtungen der Erwerbsloſenfürſorge in 
nicht ſeltenen Fällen zu Unrecht in Anſpruch genommen wer⸗ 
den, ſoll hier nicht weiter unterſucht werden. Nicht zu be⸗ 
ſtreiten ift, daß die gegenwärtige Regelung der Erwerbslofen- 
fürforge, die ja von vornherein nur für eine beſchränkte Zeit 
gedacht war, große Unzulänglichkeiten enthält, die mit ihrem 
Übergangscharakter zuſammenhängen. So ſtehen Beitrags- 
pflicht und Unterſtützung in der Erwerbsloſenfürſorge unver⸗ 
bunden nebeneinander, jo daß 3. B. landwirtſchaftliche Arbeit- 
nehmer, die zum großen Teil von der Beitragspflicht zur Er⸗ 
werbsloſenfürſorge befreit ſind, im Falle der Arbeitsloſigkeit 
unterſtützt werden können. erner iſt die Grenze zwiſchen 
Erwerbsloſenfürſorge und Wohlfahrtspflege nicht deutlich ge⸗ 
nug gezogen, ſo daß vielfach Perſonen unterſtützt werden, die 
beſſer von der Wohlfahrtspflege betreut werden müßten. Vor 
allem aber zeigt auch die Organiſation der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge und der mit ihr eng zuſammenhängenden Arbeitsvermitt⸗ 
lung manche Mängel, die nur durch planmäßige Neugeftaltung 
behoben werden können. 

Der Entwurf eines Geſetzes über Arbeits ⸗ 
loſenverſicherung, der vor kurzem nach gründlicher 
Durchberatung im Keichswirtſchaftsrat und im Reichsrat dem 
Reichstag vorgelegt worden iſt, bringt die ſchon lange als not⸗ 
wendig empfundene grundlegende Umgeſtaltung. Dem Ent⸗ 
wurf kommen die Erfahrungen zugute, die in ſiebenjähriger 
Praxis mit der Erwerbsloſenfürſorgeverordnung und ihren 
zahlreichen geſetzlichen Abänderungen gemacht worden ſind. 
Insbeſondere hat die ſchwere Krife, die ſeit dem Berbſt 1925 
den deutſchen Arbeitsmarkt erſchüttert hat, wertvolle Erkennt⸗ 
niſſe für den künftigen Aufbau der Arbeitsloſenverſicherung ge⸗ 
zeitigt und zuſammen mit den Ergebniſſen der durch Reichs⸗ 

geſetz vom 25. Juni 1926 angeordneten Erhebung über die 

Erwerbsloſenfürſorge die endgültige Geſtaltung des Entwurfs 

weitgehend beeinflußt. Infolgedeſſen hat der vorliegende Ent⸗ 

wurf gegenüber der urſprünglichen Faſſung vom Jahre 1925 

erhebliche Abänderungen erfahren. 

Die Organiſation der Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung weicht von den Vorſchlägen des Entwurfs von 
1925 nicht weſentlich ab. Träger der Arbeitsloſenverſicherung 
ſind die Landesarbeitsloſenkaſſen, die in zwei Organen, dem 
Ausſchuß und dem Dorftand, tätig werden. Durch die Er⸗ 
richtung eigener Träger wird jedoch keine neue koſtenverur⸗ 
ſachende Organiſation geſchaffen; denn die Landesarbeitsloſen⸗ 
kaſſen ſtehen in engſter Verbindung mit den Landesämtern für 
Arbeitsvermittlung, an deren Sitz ſie errichtet werden. Der 
Kaſſenausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden und den Arbeit⸗ 
geber⸗ und Arbeitnehmerbeiſitzern des Verwaltungsausſchuſſes 
des Landesamtes für Arbeitsvermittlung, der Vorſtand aus 
dem Vorſitzenden des Kaſſenausſchuſſes und je drei Vertretern 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Damit ſtellt ſich alſo der 
Entwurf auf den Boden der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung. 
Jedoch iſt der öffentliche Einfluß innerhalb des Selbſtverwal⸗ 
tungskörpers in mehrfacher Weiſe geſichert; denn den Dorfit 
führt ein Vertreter öffentlicher Körperſchaften. Ferner iſt die 
oberſte Landesbehörde berechtigt, Beauftragte zu den Verſiche⸗ 
rungsträgern zu entſenden. Durch die enge Anlehnung an das 
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Landesamt für Arbeitsvermittlung iſt die Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung aufs engſte mit der Organiſation des Arbeitsmarktes ver⸗ 
bunden worden. Mit gutem Grunde hat man nicht die örtliche, 
ſondern die mittlere Stufe der Arbeitsnachweisämter gewählt. 
Die Landesämter für Arbeitsvermittlung haben bereits heute 
unter der Geltung der Erwerbsloſenfürſorgeverordnung Kaffen 
für die Erwerbsloſenfürſorge, ſei es als Einheits⸗ oder Aus- 
gleichskaſſen, errichtet. Auf dieſen Einrichtungen kann daher 
ohne weiteres aufgebaut werden. Aber auch aus Gründen 
des Arbeitsmarktausgleichs iſt es gerechtfertigt, die Landes⸗ 
ämter zu Trägern der Arbeitsloſenverſicherung zu machen; 
denn die Landesämter ſind eher als die örtlichen Stellen in der 
Lage, einen Ausgleich zwiſchen den überlaſteten und den auf⸗ 
nahmefähigen Wirtſchaftsbezirken vorzunehmen. Die Mittel 
der Derficherung werden durch die öffentlichen Arbeitsnach⸗ 
weiſe als Sweigſtellen der Arbeitsloſenkaſſen verwaltet. Der 
Antrag auf Arbeitsloſenunterſtützung iſt beim öffentlichen 
Arbeitsnachweis zu ſtellen. Über ihn entſcheidet der Vorſitzende 
des öffentlichen Arbeitsnachweiſes. Gegen deſſen Entſcheidun⸗ 
gen iſt Einſpruch beim Verwaltungsausſchuß des öffentlichen 
Arbeitsnachweiſes zuläſſig. Andert der Verwaltungsausſchuß 
die Entſcheidung des Dorfitenden ab, jo iſt dieſer berechtigt, 
die Entſcheidung der Spruchkammer der Landesarbeitsloſen⸗ 
kaſſe anzurufen. Hierzu ſind ferner berechtigt die Arbeitgeber⸗ 
oder Arbeitnehmerbeiſitzer, die bei einer Abſtimmung geſchloſſen 
in der Minderheit geblieben ſind. 

Bei der Feſtſetzung des Kreifes der Derfiherungs- 
pflichtigen geht der Entwurf davon aus, daß für den 
Fall der Arbeitsloſigkeit grundſätzlich dieſelben Perſonen 
pflichtverſichert ſind, die unter die Krankenverſicherung fallen. 
Allerdings wird der Perſonenkreis der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung nach zweifacher Richtung ausgedehnt. Die eine Erweite⸗ 
rung gegenüber der Krankenverſicherung bezieht ſich auf die 
Angeſtellten, die wegen der Höhe ihres Arbeitsverdienſtes der 
Krankenverſicherungspflicht, die bekanntlich als Höchſtgrenze 
einen Jahresarbeitsverdienſt von 2700 RM. kennt, nicht mehr 
unterliegen. Die Einbeziehung dieſer höher bezahlten Ange⸗ 
ſtellten, deren Arbeitsmarkt mindeſtens ſo ungünſtig liegt wie 
die der übrigen Angeſtellten, iſt auf den dringenden Wunſch 
ihrer Fachverbände bereits in der gegenwärtigen Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge erfolgt. Ferner ſind auch die Seeleute in die 
Arbeitsloſenverſicherung aufgenommen, die bekanntlich im all⸗ 
gemeinen nicht krankenverſicherungspflichtig ſind. In die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge ſind ſie bereits durch Verordnung vom 
50. Oktober 1924 aufgenommen worden. Neben dieſen Er⸗ 
weiterungen ſieht der Entwurf auch verſchiedene Einſchrän⸗ 
kungen des Kreifes der Derficherungspflichtigen vor. Dieſe 
Einſchränkungen umfaſſen faſt ausſchließlich Perſonengruppen 
und Berufsarten der Land⸗ und Forſtwirtſchaft und die Be⸗ 
ſchäftigung in der Binnen⸗ und Küftenfifcherei, bei der die 
Derhältnifje ähnlich liegen. Da ſich die Vorſchriften des Ent- 
wurfs im weſentlichen mit den Beſtimmungen decken, die für 
die Befreiung von der Beitragspflicht in der Erwerbsloſen⸗ 
für ſorge durch die 5. Ausführungsverordnung zur Verordnung 
über Erwerbsloſenfürſorge vom 14. November 1924 in der 
Faſſung vom 18. Januar 1926 getroffen find, braucht auf die 
Einzelheiten an dieſer Stelle wohl nicht eingegangen zu 
werden. In dieſem Huſammenhang ſei nur darauf hingewieſen, 
daß im Dorläufigen Reichswirtſchaftsrat eine Entſchließung 
angenommen wurde, die ſich zwar nicht grundſätzlich gegen 
eine Arbeitslofenverficherung für landwirtſchaftliche Arbeit- 
nehmer wendet, die aber eine Sonderregelung für die Land⸗ 
wirtſchaft fordert, und zwar vor allem einen eigenen Der- 
ſicherungsträger und die eigene ſelbſtändige Verwaltung 
der Mittel. Die Regierung weiſt jedoch in der Be⸗ 
gründung ihrer Vorlage auf die Schwierigkeiten hin, die der 
Verwirklichung dieſer Anregungen entgegenſtehen. Abgeſehen 
davon, daß für den Aufbau und die Tragfähigkeit einer 
Sonderverſteuerung für die Landwirtſchaft noch die Unterlagen 
fehlen, iſt der Arbeitsmarkt von Landwirtſchaft und Induſtrie 
gegenſeitig nicht abzuſchließen. Es findet ein ſtändiger Wechſel 
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der Arbeitnehmer von der Landwirtſchaft zur Induſtrie ftatt 
und umgekehrt. Auch iſt es unrichtig, wenn früher ange⸗ 
nommen wurde, daß das flache Land die Koften der Erwerbs- 
loſenfürſorge in den größeren Städten mittragen müſſe. In⸗ 
folge der zahlreichen Befreiungen von der Beitragspflicht in 
den landwirtſchaftlichen Bezirken liegen die Derhältniffe eher 
umgekehrt. Die Hausgehilfen, die nach der Verordnung über 
Erwerbsloſenfürſorge zur Seit beitragsfrei ſind, ſollen nach 
dem Entwurf nicht aus der Derficherung herausgenommen 
werden. Alles in allem iſt der Kreis, der zur Zeit in der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge beitragspflichtig iſt, durch den Entwurf in 
geringem Maße erweitert worden. Nach der amtlichen 
ee dürfte er etwa 16,4 Millionen Arbeitnehmer um⸗ 
aſſen. 

Die erſte Aufgabe der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung iſt die Verhütung und Beendigung der Arbeitsloſigkeit 
durch Vermittlung von Arbeit. Dementſprechend werden die 
Mittel der Arbeitsloſenverſicherung in den Dienſt der Arbeits⸗ 
vermittlung geſtellt. Zwei Drittel der notwendigen Koſten 
der öffentlichen Arbeitsnachweiſe und der Landesämter für 
Arbeitsvermittlung werden den Errichtungskörperſchaften 
(Gemeinden und Ländern) aus den Beiträgen erſtattet, die die 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur Arbeitsloſenverſicherung 
leiſten. Außerdem können zur Förderung von Maßnahmen, 
die geeignet ſind, die Arbeitsloſigkeit zu verringern, insbe⸗ 
ſondere zur Beſchaffung zuſätzlicher Arbeitsgelegenheit für die 
Arbeitsloſenmittel der Arbeitsloſenverſicherung in Form von 
Darlehen oder Fuſchüſſen inſoweit zur Verfügung geſtellt 
werden, als die Mittel der Derficherung durch die Maßnahmen 
entlaſtet werden (wertſchaffende Arbeitsloſenfürſorge). Erſt 
wenn dieſe Arbeitsmöglichkeiten erſchöpft ſind, tritt die 
Arbeitsloſenunterſtützung ein. Anſpruch auf 
Arbeitsloſenunterſtützung hat, wer 

1. arbeitsfähig, arbeitswillig, aber unfreiwillig arbeits- 

los iſt; 

2. die Anwartſchaftszeit erfüllt hat; 

5. den Anſpruch auf Arbeitsloſenunterſtützung noch nicht 

erſchöpft hat. 

Arbeitsfähigkeit und Arbeitswilligkeit ſind auch Voraus⸗ 
ſetzungen der geltenden Erwerbsloſenfürſorge. Dieſe iſt aber 
noch an die Bedingung geknüpft, daß die Erwerbsloſigkeit 
„infolge des Krieges“ eingetreten iſt. An die Stelle dieſer aus 
der Entſtehung der Erwerbsloſenfürſorgeverordnung zu⸗ 
ſammenhängenden Bedingung tritt nun die Beſtimmung, daß 
Unterſtützung nur erhält, wer unfreiwillig arbeitslos iſt. Die 
Dauer der Anwartſchaftszeit wird gegenüber der Erwerbs- 
loſenfürſorge, in der eine Mindeſtdauer von 15 Wochen gilt, 
nicht unbeträchtlich verlängert. Die Anwartſchaftszeit iſt er⸗ 
füllt, wenn der Arbeitsloſe in den letzten zwölf Monaten 
während 26 Wochen in einer verſicherungspflichtigen Beſchäf⸗ 
tigung geſtanden hat. Zugleich wird die Höchſtdauer der 
Unterſtützung auf insgeſamt 26 Wochen begrenzt. Die Unter⸗ 
ſtützungshöchſtdauer kann bei beſonders ungünſtigem Arbeits⸗ 
markt auf 59 Wochen verlängert, bei beſonders günſtigem 
Arbeitsmarkt bis auf 15 Wochen herabgeſetzt werden. Für 
Seiten, in denen die Unterſtützungsdauer nicht ausreichend iſt, 
gibt der Entwurf die Möglichkeit einer Kriſenunter⸗ 
ſtützung, wie ſie ja durch das Geſetz vom 19. November 
1926 auch in der Erwerbsloſenfürſorge eingeführt worden ift. 
Gegenüber der Erwerbsloſenfürſorge mit ihrer Gruppierung 
nach Wirtſchaftsgebieten und Ortsklaſſen, nach Alter und 
Familienſtand, die im ganzen nicht weniger als 420 ver⸗ 
ſchiedene Sätze aufweiſt, bemißt der Entwurf die Höhe der 
Unterſtützung in erſter Linie nach dem bisherigen 
Arbeitsentgelt. Bei dem jetzigen Syſtem der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge, das keine Rüdficht auf die wirtſchaftliche und ſoziale 
Lage des Arbeitsloſen nimmt, kommt es, wie die Erhebung 
über die Erwerbsloſenfürſorge vom 2. Juli 1926 gezeigt hat, 
vor, daß mancher qualifizierte Arbeitnehmer als Unterſtützung 
noch nicht ein Zehntel ſeines letzten Arbeitsverdienſtes erhält, 
- während die Unterſtützung anderer Arbeiter den letzten Arbeits 
lohn ſogar überfteigt. Dieſen Mißſtänden ſucht der Entwurf 
mit — 175 Lohmklaſſenſyſtem zu begegnen, das folgendermaßen 
ausfieht: ; 


Bauptunters 
Einheitslohn . Be 
Einheitslohnes 


Lohnklaſſe 


Ibis 12 RM. 20 v. H. 
II 12 — 18 „ ee} 
III Is — 243 „ RN 
IV 24—30 „ 687 „ 5 
y 50 - 36 „ 65 „ „ 
VI Ss 422 „ 60 „ „ 
VII mehr als 42 RM. 60 „ „ 


Wie bei der Erwerbsloſenfürſorge gehört zu den Lei⸗ 
ſtungen der Arbeitsloſenverſicherung die Berſor gung der 
unterſtützten Arbeitsloſen für den Fall der Krank⸗ 
heit. Nur iſt das Verfahren entſprechend den bisherigen Er⸗ 
fahrungen weſentlich vereinfacht worden. Durch entſprechende 
Beiträge aus Mitteln der Arbeitsloſenverſicherung ſollen 
ferner die langfriſtig Erwerbsloſen vor dem Derluft ihrer An⸗ 
wartſchaften in der Invaliden⸗, Angeſtellten⸗ oder knappſchaft⸗ 
lichen Penſionsverſicherung geſchützt werden. Eine ent⸗ 
ſprechende Vorſorge ift für die Erwerbsloſenfürſorge erſt vor 
wenigen Wochen, durch Geſetz vom 10. Dezember 1926, ge⸗ 
troffen worden. Dagegen iſt die Kurzarbeiterfürſorge, die ſeit 
dem 1. März 1926 wieder gewährt wird, von dem Entwurf 
nicht übernommen worden, weil ihr Riſiko für eine Derfiche- 
rung ſehr ſchwierig iſt und gegen ſie auch grundſätzliche und 
praktiſche Bedenken beſtehen. 


Ein beſonders wichtiger Abſchnitt behandelt die Auf⸗ 
bringung der Mittel. Sie iſt nach dem Entwurfe, der 
die Träger der Derficherung finanziell möglichſt ſelbſtändig 
machen will, ausſchließlich Sache der Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer. Die Gemeinden, die heute mit einem Neuntel an 
der Deckung des Unterſtützungsaufwandes beteiligt find, werden 
von dieſer Laſt befreit. Nur an der Krifenfürjorge ſollen fie 
nach den Vorſchlägen des Regierungsentwurfs mit einem 
Viertel beteiligt ſein, während das Reich drei Viertel dieſer 
Koften trägt. Nach dem Beſchluſſe des Reichsrats dagegen 
ſollen die Gemeinden nur ein Neuntel, das Reich dagegen acht 
Neuntel tragen. Der Reichstag wird zu entſcheiden haben, ob 
er die vom Keichsrat vorgeſchlagene Laſtenverteilung für aus⸗ 
reichend hält oder mit der Reichsregierung der Meinung iſt, 
daß nur die von dieſer vorgeſehene Beteiligung der Gemeinden 
eine Gewähr für die ordnungsmäßige Durchführung der 
Kriſenunterſtützung bietet. 


Die Arbeitgeber und Arbeitnehmer bringen die Mittel 
für die Derficherung wie bei der Erwerbsloſenunterſtützung 
durch Beiträge auf, die fie je zur Hälfte regelmäßig als Zu- 
ſchläge zu den Krankenkaſſenbeiträgen und mit dieſen ent⸗ 
richten. Der Beitrag darf 5 v. H. des Grundlohns nicht über- 
ſteigen. Er zerfällt in einen Bezirksanteil, der von dem Aus⸗ 
ſchuß der Landesarbeitsloſenkaſſe für feinen Kaſſenbezirk nach 
deſſen Bedarf feſtgeſetzt wird, und einen dem Ausgleich zwiſchen 
über⸗ und unterbelaſteten Kaſſenbezirken dienenden Reichs⸗ 
anteil. Für den Reichsausgleich wird eine Kaffe beim Reichs⸗ 
amt für Arbeitsvermittlung errichtet. der Kaſſenausſchuß 
(Präſident ſowie Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiſitzer des 
Verwaltungsrats des Reichsamts für Arbeitsvermittlung) 
ſetzt jeweils einen Bundertfa des Grundlohns als Reichs- 
höchſtſatz und als Reichsanteil feſt. Nach den Berechnungen 
des Entwurfs kann mit einem einheitlichen Beitrage von 
5 v. H. der Unterſtützungsaufwand für rund 700 000 Arbeits- 
loſe einſchließlich der Nebenkoſten beſtritten werden. Über⸗ 
ſteigt die Arbeitsloſigkeit dieſe Grenze, ſo ſollen die Mittel 
des bei der Keichsausgleichskaſſe zu bildenden „Notſtocks der 
Derficherung“ herangezogen werden. Dieſer ſoll mindeſtens 
in der Höhe des Beitrags gehalten werden, der zur Unter- 
ſtützung von 400 000 Arbeitsloſen für drei Monate erforder- 
lich iſt. In dem Haushalt des Reichsarbeitsminifteriums für 
1927 find 50 Millionen Rm. als Grundſtock für die Arbeits⸗ 
loſenverſicherung, mit deren Inkrafttreten vom 1. April 1922 
ab gerechnet worden iſt, vorgeſehen. Beſteht Gefahr, daß ſich 
der Notſtock erſchöpft, ſo hat das Reich Darlehen nach Maßgabe 
der verfügbaren Mittel zu gewähren. 


„) 5 v. H. für jeden Angehörigen. 
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Sum Schluffe noch ein Wort zu der viel erörterten Frage, 
ob die Einführung der Arbeitsloſenverſicherung eine Mehr- 
belaſtung der Wirtſchaft bringen wird. Nach den 
eingehenden Berechnungen, die dem Entwurf beigegeben ſind, 
erfordert die Arbeitsloſenverſicherung gegenüber der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge mit den Unterſtützungsſätzen, die bis zum 8. No⸗ 


vember 1926 galten, einen Mehraufwand von 11,19 v. 5. Da 
die Sätze der Erwerbsloſenfürſorge aber ſeitdem erhöht worden 
find, iſt dieſes Mehr ausgeglichen. Die Durchführung der 
Arbeitsloſenverſicherung, wie fie von der Regierung vor⸗ 
geſchlagen worden iſt, hat daher keine Mehrbelaſtung 
zur Folge. 


Das Kriegsſchuldenproblem. 


5 Von Dr. Carl Krämer. 


der erſten beiden 
um Ei 


Saft ſämtliche am Kriege gegen die Mittelmächte be- 
teiligten Staaten mußten während des Krieges und nach dem 
Kriege Auslandskredite in Anſpruch nehmen. Als Geldgeber 
kamen hauptſächlich drei in Betracht: Amerika, England und 
Frankreich. den Vereinigten Staaten ſchuldeten 
nicht weniger als 20 Staaten größere oder kleinere Beträge; 
der urſprüngliche Kapitalbetrag der hingegebenen Summen 
belief ſich auf etwa 10 Milliarden Dollar. Im weſentlichen 
handelte es ſich dabei um Kredite, die die Regierung der Ver⸗ 
einigten Staaten den kontinentalen Alliierten während des 
Krieges und auch nach Abſchluß des Waffenſtillſtandes ein⸗ 
räumte und wofür dieſe die ihnen notwendigen Waren (Roh⸗ 
ſtoffe, Lebensmittel) kauften, und zwar hauptſächlich in den 
Vereinigten Staaten. Für dieſe Summen wurden einfache 
Schuldſcheine ausgeſtellt, die überwiegend zu 5 v. H. verzinslich 
waren. Die Mittel für dieſe Dorfchüffe verſchaffte ſich die- 
Regierung der Vereinigten Staaten durch Begebung von An- 
leihen im Inland. Ein weſentlich geringerer Teil der ameri- 
kaniſchen Forderungen rührte her aus der Überlaſſung von 
Kriegsmaterial an die Alliierten und aus fpäteren Bilfs- 
aktionen, beſonders zugunſten der neu entſtandenen Nachfolge- 
ſtaaten Rußlands und Öfterreich-Ungarns. 

(Siehe Tabelle 1 unten.) \ 

Nach Abſchluß des Krieges und des Waffenſtillſtandes 
dachte zunächſt keine der Schuldnernationen an eine Rück⸗ 
zahlung und Derzinfung der aufgenommenen Summen. Es 
wurde ein interalliiertes Abkommen getroffen, dem auch die 
Vereinigten Staaten beitraten, demzufolge bis 1922 keinerlei 
Sahlungen auf Grund der beſtehenden Verträge geleiſtet 


und die auflaufenden Zinſen zum Kapital geſchlagen werden 
ſollten. Doch auch die endgültige Geſtaltung dieſer Schuld⸗ 
verträge mit den Dereinigten Staaten hat die europäiſchen 
Staaten in den erſten Nachkriegsjahren nicht ſehr ſtark beun⸗ 
ruhigt. Als die beſte, ja von ſeiten Frankreichs als die allein 
in Betracht kommende Löſung iſt es lange Jahre hindurch ange⸗ 
fehen worden, die Schulden der Alliierten untereinander gänzlich 
zu ſtreichen. In der amerikaniſchen Gffentlichkeit hat man dieſe 
Forderung eines Schuldenerlaſſes bisher abgelehnt, und auch 
die amerikaniſche Regierung hat — ungeachtet des großen 
Entgegenkommens bei der konkreten Regelung — einer radi⸗ 
kalen Löſung des Problems ſtets widerſprochen. Der Stand- 
punkt der amerikaniſchen Regierung in der Kriegsſchulden⸗ 
frage iſt vom Präſidenten in ſeiner letztjährigen Botſchaft an 
den Kongreß folgendermaßen formuliert worden: 


„Unſer Land will nicht die Rolle des drängenden 
Gläubigers ſpielen, doch möchten wir den Grundſatz aufrecht⸗ 
erhalten, daß finanzielle Verpflichtungen zwiſchen den 
Nationen wie moraliſche Verpflichtungen anzufehen find, deren 
Erfüllung internationale Treue und Ehre verlangt.“ 


Innerhalb dieſes Rahmens jedoch haben die Vereinigten 
Staaten der bedrängten Lage der einzelnen Schuldner weit⸗ 
gehend Rechenfchaft getragen. Noch die am 6. Februar 1922 ein- 
geſetzte U. S. Debt Refunding Commiſſion, der die Regelung 
der interalliierten Schulden übertragen worden war, hatte ſich 
an die geſetzliche Beſtimmung zu halten, keinen Teil der Schuld 
herabzuſetzen, abzuändern oder zu ſtreichen, ſobald ſich dabei 
für die Vereinigten Staaten ungünſtigere Bedingungen ergeben 
als eine 4 Kproz. Derzinfung der Schuld und eine Tilgung 
innerhalb 25 Jahren. Schon bei dem erſten großen 
Fundierungs abkommen, dem mit Großbri⸗ 
tannien vom 18. Juni 1925, hat man dieſe geſetzlichen 
Bedingungen ganz weſentlich erleichtert. Denn erſtens verteilt 
ſich die Rückzahlung der Schuld über einen weſentlich längeren 
Seitraum, nämlich über 62 Jahre, eine Seitſpanne, die für 
alle ſpäteren Abkommen maßgebend blieb, und zweitens wurde 
ſtatt der urſprünglichen 5 v. ). und der ſpäteren 4% v. H. für 
die erſten zehn Jahre nach 1922 ein Sinsſatz von 5 v. H. und 
für die folgenden ein ſolcher von 3% v. H. zugebilligt. Die 
Grundſätze, die die amerikaniſche Regierung bei den Verhand- 
lungen mit den anderen verhandlungsbereiten Schuld⸗ 
nern geleitet haben, laſſen ſich etwa wie folgt formulieren: 
Der Erlaß eines Teils der Kapitalbeträge findet nicht ſtatt. 
Die unterſchiedliche Behandlung der Schuldner kommt nur in 
der Höhe der Zinsſätze und in dem Kückzahlungsſchema zum 
Ausdruck. Ausſchlaggebend für die Behandlung des Schuldners 


Stand der interalliierten Schulden (in mill. 8) Mitte 1922 


(vor Beginn der Rückzahlungen). 


Schuldnerſtaaten 


Tabelle ı. 


Gläubigerſtaat Groß. 


britannien 


Frankreich | Italien 


Vereinigte Staaten 
dazu aufgelaufene Zinſen 


Geſamtſchuld 3771 4747 
Großbritannien 2844 . 
Frankteic h. ES — 
Andere Staaten 252 522 


Überhaupt 
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Brit, 
Dominions 


Suſammen 


Rußland Belgien Andere 


Der Heimatdienft 


ift feine finanzielle Leiſtungsfähigkeit. Kriegsfchulden find im 
allgemeinen günſtiger zu behandeln als Hachfriegsjchulden. 

Mit geringfügigen Abwandlungen, aber im ganzen auf 
der Baſis des engliſchen Vertrags haben die Dereinigten 
Staaten mit der Mehrzahl ihrer kleineren Schuldner aus der 
Nachkriegszeit abgeſchloſſen, mit Finnland, Ungarn, Litauen, 
Polen, Lettland, Eſtland, Tſchechoſlowakei und Rumänien. 
Günſtigere Bedingungen erwirkten die reſtlichen vier krieg⸗ 
führenden Alliierten. Die günſtigſten Bedingungen wurden 
Italien zugeſtanden; ſeine Schuld iſt bis 1950 unverzins⸗ 
lich, dann ſteigt der Satz in Abſtänden von zehn Jahren von 
% p. N. auf 2 v. H. ab 1980. Die jugoſlawiſche Schuld iſt bis 
1957 underzinslich; dann 
ſteigt der Satz in etwas 
raſcherem Tempo von 8 v. H. 
auf 5% v. HB. ab 1960. Im 
Falle Frankreichs hat 
man Unverzinslichkeit bis 
1950 zugeſtanden; dann be⸗ 
ginnt die Verzinſung mit 
1 v. H. und ſteigt auf 5% v. B. 
ab 1965. Im Falle Bel» 
giens ſchließlich hat man 
einen Unterſchied gemacht 
zwiſchen der eigentlichen 
Kriegsſchuld, die unverzinslich 
iſt, und der Nachkriegsſchuld, 
die ab 1955 mit 3% v. H. ver⸗ 


CCL 


zinslich iſt, während für die 
Jahre bis 1955 ein am 
See Dollarbetrag als 
inszahlung feſtgeſetzt iſt. 
Auf dieſe Weiſe ſind die 
Schulden von drei⸗ 


zehn Nationen fun⸗ 
diert worden, und zwar 
lauten die Abkommen insge⸗ 
ſamt über einen e 
von 11,5 Milliarden Dollar. Die 
noch nicht fundierten Beträge Re 
von ſechs Nationen in Höhe von 319,5 Millionen Dollar 
(darunter Rußland mit 256 Millionen) fallen gegenüber dieſem 
Erfolg kaum ins Gewicht. 

Wenn alſo die Vereinigten Staaten von dem Grundſatz, 
keine Schulden zu erlaſſen, formell nicht abgewichen ſind, ſo 
kommt doch die Regelung, wie fie jetzt vorliegt, bei manchen 
Staaten einem ſehr weſentlichen Schuldennachlaß 
gleich. Ein Kaufmann hat beiſpielshalber eine Forderung 
von 1000 Rm. die wirtſchaftliche Lage ſeines Schuldners 
erlaubt ihm weder mehr als 100 AM. der Schuld jährlich 
zurückzuzahlen, noch die Schuld mit mehr als 5 v. H. zu ver⸗ 
zinſen. Da der Kaufmann das Geld zu dem jetzigen Seitpunkt 
braucht, muß er ſeinerſeits einen Betrag von 1000 RM. auf⸗ 
nehmen, den er bei ſonſt gleichen Bedingungen mit 5 v. H. ver⸗ 
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Die Regelung der 
internationalen 
Schulden 


(in Millionen Dollar ) 
Schulden an die Vereinigten Staaten 
- Gesamtbetrag 


zinfen muß. Den Unterfchied zwiſchen den 5 v. H., die er 
bezahlen muß, und den 5 v. h., die er erhält, verliert der Kauf- 
mann. Auf dieſe Weiſe errechnet die Regierung der Der- 
einigten Staaten, daß ſie auf Grund des Abkommens mit 
England nur etwa 82 v. H. deſſen erhält, was ihr bei einer 
normalen Derzinfung (4% v. Hz.) zugefloſſen wäre; die tat⸗ 
ſächliche Einbuße oder der Schuldnachlaß beträgt alſo 1s v. H. 
Im Falle Belgiens ergibt ſich eine Einbuße von 46 v. b)., im 
Salle Frankreichs eine ſolche von 50 v. ., im Falle Italiens 
von 74 v. H., alſo nahezu von drei Vierteln der eigentlichen 
Schuldſumme. Wir geben in folgendem einen Überblick über 
die wichtigſten Daten der Schulden abkommen 
mit den Vereinigten 
Staaten nach dem gegen- 
wärtigen Stand der Dinge: 
(Siehe Tabelle 2 unten.) 
Der zweitgrößte Gläubiger⸗ 
ſtaat iſt Großbritan⸗ 
nien. Der Schuldbetrag, den 
es auslieh, überſteigt ſogar 
den Betrag, den es aufnahm, 
hauptſächlich in den Dereinig- 
ten Staaten. Doch ſchuldet die 
Hauptſumme Rußland, und 
dieſer Betrag iſt, wenn über⸗ 
haupt, jo nur in einer ſchwer 
abſehbaren Zukunft eintreib⸗ 
bar. Und die beiden anderen 
Schuldner Großbritanniens, 
Frankreich und Italien, Se 
wenig zahlungskräftig. Auch 
dieſe Schulden ſtammen aus 
der Kriegszeit, und zwar 
handelte es ſich im ig 
lichen darum, daß ng⸗ 
land, der ſowohl kapital ⸗ 
kräftigſte als auch roh⸗ 
ſtoffreichſte der europäiſchen 
Alliierten, die Lieferung 
5 von Kriegsmaterial (Kohle 
und Eiſen) gegen Uredit übernehmen mußte. England war 
nach Beendigung des Krieges zunächſt ein eifriger Verfechter 
der Lehre von der Streichung der interalliierten Schulden. 
Später, nachdem die engliſche Regierung eingeſehen hatte, daß 
die Regierung der Vereinigten Staaten als die Hauptbeteiligte 
einer gänzlichen Streichung der Kriegsfchulden nicht zuſtimmen 
würde, und beſonders nachdem das britiſch⸗amerikaniſche 
Abkommen in Kraft getreten war, ſtellte fich das Problem der 
gegenſeitigen Verſchuldung für England immer mehr als ein 
Problem des Ausgleichs von Einnahmen und 
Ausgaben dar. Schon in der Balfournote vom 1. Auguſt 
1922, die noch eine allgemeine Regelung im Sinne der 
Schuldenſtreichung als die beſte Löſung anſieht, wird erklärt, 
daß der Betrag an Sinſen und Rückzahlung, den die 


Fundierfer Kapitalbefrag 


Schuldenabkommen mit den Vereinigten Staaten, 


(Gegenwärtiger Stand.) 


Tabelle... 


Tag Arſprünglicher Fundierter 
2 ; Kapital Kapital- 
des Abſchluſſes] betrag y betrag!) von 


Belgien 
Eftland . 


Stanfreih . . . 
Großbritannien 1 
F 
Stand 
itauen 

Polen SER 
Aumänien. . . . 
Tichehoflowatei . . 
Anga 
Jugoflawien , 


9 810,99 11 522,4 


) In Mill. g. — 9 Davon Kriegsſchuld 171,78 Mill, $, Nachtriegsſchuld 246 Mill. $. — ) Im Hurchſchnitt der 62 Jahre etwa 357 Mill. 8. 


ginsſag Jährliche Kapitalrüctzahlung Insgeſamt Schulden 
Anfangs jahr Höchſtjahr zu zahlender nachlaß 

bis in 1000 8 Betrag) 0% 
12 862 

549 10 

559 18 

125 000 50 

187 250 18 

80 988 24 

236 18 

240 18 

9315 18 

2249 21 

5 885 19 

29 20 

2 406 68 

210 435 427 412 22 148,5) 
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Der Heimatdienſt 


Kegierung der Vereinigten Königreiche verlangt, nicht ſo ſehr 
davon abhängt, was Frankreich und andere Alliierte Groß⸗ 
britannien ſchulden, als vielmehr davon, was Groß- 
britannien den Dereinigten Staaten zu zahlen hat. Es handelt 
ſich bei dieſer Frage nicht allein um die Alliierten, ſondern 
auch um ehemals feindliche Länder. Hier wird geſagt, daß 
der Betrag, den England von ſeinen Alliierten verlangen muß, 
von zwei Vorausſetzungen abhängen wird; erſtens von dem 
Betrag, den England jährlich an die Vereinigten Staaten zu 
zahlen hat, und zweitens von dem Anteil Englands an den 
deutſchen Reparationszahlungen. Eine endgültige Regelung 
mit Frankreich und Italien konnte auch nach Abſchluß des 
britiſch⸗amerikaniſchen Abkommens erſt getroffen werden nach 
einer Verſtändigung mit Deutſchland, das heißt nach der Lon⸗ 
doner Konferenz, wo man die Höhe der von Deutſchland zu 
leiſtenden Zahlungen auf Grund des Dawesgutachtens feſt⸗ 
ſtellte, und nach der Pariſer Finanzminiſterkonferenz, wo man 
ſich im einzelnen über den Anteil der einzelnen Mächte an 
den deutſchen Leiſtungen einigte, zumal naturgemäß auch der 
Wille Frankreichs und Italiens, zu einer Verſtändigung mit 
England zu kommen, weſentlich von der Sicherheit über die 
von Deutſchland zu erwartenden Zahlungen abhing. 

Der Betrag der Schuld Italiens an England lautete 
bei Abſchluß des Vertrages (22. Januar 1926) auf 
610,8 Mill. £, der Betrag der Schuld Frankreichs am 
11. Juli 1926, dem Tage des Abſchluſſes, auf 655,1 Mill. K. 
Das Rückzahlungsſchema ſtellte ſich nach den beiden 
Abkommen folgendermaßen: (Siehe Tabelle 5 unten.) 

Es ergibt ſich, daß England im Falle Italiens nicht nur 
keine Zinfen für den 6s2jährigen Rüdzahlungszeitraum be⸗ 
rechnete, ſondern auch noch die größere Hälfte des Kapitals 
erlaſſen hat. Der Schuldennachlaß beträgt gegenüber der 
urſprünglichen Forderung etwa 84 v. ., während im Falle 
Frankreichs ein Nachlaß von 55 v. H. gewährt wurde. In 
beiden Fällen iſt alſo England ſeinen Schuldnern noch weiter 
entgegengekommen als Amerika. Auf die Forderung Frank⸗ 
reichs, daß im Falle eines nicht ordnungsgemäßen Eingangs 
der deutſchen Reparationszahlungen eine entſprechende Der- 
ringerung der Zahlungen Frankreichs eintreten ſolle, alſo auf 
die Forderung der Verknüpfung von Reparationszahlungen 
und Schuldenzahlungen, iſt England freilich ſo wenig ein⸗ 
gegangen wie Amerika. 

Hat nun England mit dieſen Abkommen fein Ziel er⸗ 
reicht, daß es von Deutſchland einerſeits, ſeinen ſonſtigen 


Schuldnern anderſeits genau ſoviel erhält, wie es an die 
Vereinigten Staaten zu zahlen hat? Kommt Deutſchland 
feinen Verpflichtungen vollſtändig nach (2500 Mill. RM. ab 
1928; davon 2000 Mill. RM. an die einzelnen Mächte), dann 
hat es ſeine Abſicht tatſächlich erreicht. Bleiben freilich die 
deutſchen Fahlungen hinter dem Anſatz zurück — der britiſche 
Schatzkanzler hat in einer derartigen Aufſtellung nur mit einem 
Eingang von drei Vierteln der deutſchen Zahlungen ge⸗ 
rechnet —, dann bleibt für Großbritannien ein Reſt, den es 
aus eigenen Quellen zahlen muß. 

Was iſt das Ergebnis dieſer ganzen Regelung d 
Deutſchland wird an die verſchiedenen Mächte jährlich 
etwa 2000 Mill. RM. zahlen; davon erhält Frankreich 
52 v. g., England 22 v. H., Italien 10 v. H., Belgien 8 v. H. 
uſw. Frankreich und Italien werden aus dieſen Einnahmen 
ihre Schulden an Amerika und England begleichen; Frank ⸗ 
reich wird dabei einen Reſt für eigene Berwendung übrig⸗ 
behalten; Italien wird einen Reit aus eigenen Mitteln 
zuſteuern müſſen. England wird ſeine Einnahmen ſowohl 
aus deutſchen wie aus franzöſiſch⸗italieniſchen Quellen an die 
Vereinigten Staaten weiterleiten. Auf dieſen Wegen erhalten 
die Vereinigten Staaten im jährlichen Durchſchnitt 
etwa 1500 Mill. RM., alſo drei Viertel der deutſchen 
Sahlungen an die einzelnen Mächte. „Der Druck der Schuld⸗ 
knechtſchaft wird alſo die Reparationen durch die ver⸗ 
ſchiedenſten Kanäle aus den durch den Krieg geſchädigten 
Ländern Europas herausziehen, damit ſie in einem ununter⸗ 
brochenen Strom in jene reiche, blühende und große Republik 
fließen können.“ So charakteriſierte Churchill den 
inneren Sinn der Kriegsſchuldenregelung. 

In der bisherigen Praxis hat ſich freilich dieſer Prozeß 
noch anders abgeſpielt. In dem Maße, wie Deutjchland 
Reparationszahlungen geleiſtet hat, find ihm, beſonders aus 
den Vereinigten Staaten, Auslandskapitalien zugefloſſen. „Iſt 
dies aber richtig,“ folgert Keynes, „fo find Reparationen 
und Kriegsfchulden hauptfächlich in Papier und nicht in 
Waren beglichen worden. Die Vereinigten Staaten leihen 
Geld an Deutſchland, Deutſchland transferiert deſſen Gegen⸗ 
wert an die Alliierten, die Alliierten zahlen es an die Re⸗ 
gierung der Vereinigten Staaten zurück. Nichts Wirkliches 
wird verſchoben, niemand iſt um einen Pfennig ſchlimmer 
dran ... Niemand ißt weniger, niemand arbeitet mehr 
Wie lange kann das Spiel noch weitergehend Die Antwort 
liegt beim amerikaniſchen Geldgeber.“ 


Rückzahlungen Italiens und Frankreichs an England. „ Tabelles 
Italien (Mil. 2) 3 Frankreich (Mill. S) 
In den Kechnungs⸗Jahren | jährlich insgefamt In den Rehnungs- Jahren jährlich insgefamt 


1925/6 2,0 2,0 
1926/7—1928 9 40 8,0 
1928/09 —195/ 4,25 12,0 
1932/3—1986/? 4,5 24,5 

1987 ͤ/ 8 2,25 2,25 


276,751) 


40 40 


1926 / 7 
1927/8 6,0 6,0 
1928/9 8,0 8,0 
1929 30 10,0 10,0 
1950/1— 1956/27 12,5 337,5 
1952/,8—1982/8 14,0 434,0 
799,5 


1) Davon befinden ſich ſchon E 22 Mill. in Gold in der Bank von England. — ) Eine Summe von & 53,5 Mill. bleibt auch nach Abſchluß dieſer Zahlungen 


als unverzinsliche Schuld Frankreichs an England beſtehen. 


Der Arbeiter im neuen Deutſchland. 


Don Dr. Heinrich m eyer, Düſſeldorf. 


Die demokratiſch⸗parlamentariſche Staatsform hat zur Dor- 
ausſetzung, daß alle Staatsbürger, männlich und weiblich, in 
irgendeiner Form zu Reich und Staat eine beſtimmte Stellung 
eingenommen haben oder einnehmen. Daß dies für Deutſchland 
allgemein noch nicht zutrifft, muß leider geſagt werden. Alle 
Volksſchichten, auch die Arbeiterſchaft, ſtellen ein gewiſſes Kon⸗ 
tingent derer, die gleichgültig, intereſſenſos, indifferent, vielfach 
verbittert, manchmal aber auch alles beſſer wiſſend, abſeits ſtehen. 
Der indifferente Arbeiter iſt zwar im allgemeinen mit ſeinem 
Los zufrieden, andernfalls würde er ja durch organiſierte Kraft 
an der Umgeſtaltung mitarbeiten; er erhebt keine Klagen über 
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politiſche und wirtſchaftliche Furückſetzung, er läßt alle Maß⸗ 
nahmen des Staates und der Wirtſchaft ruhig über ſich ergehen. 
Don dieſem Standpunkt aus betrachtet wäre er alſo für den 
Staat und die Dolkswirtſchaft der bequemere Teil. Sobald 
aber die Stellung eines „Landes“ im Reiche oder z. B. des 
Deutſchen Reiches in der Volkswirtſchaft nach den Kräften 
unterſucht wird, die zu ſeiner hervorragenden Stellung geführt 
haben, ſtoßen wir, ſoweit die Arbeiterſchaft dabei in Betracht 
kommt, auf den intelligenten Arbeiter, der von jeher in der 
erſten Reihe derjenigen ſtand, die bewußt geſtaltend an den 
Vorgängen in Staat und Wirtſchaft teilnahmen. 


Der Heimatdienft 


Der Nationalökonom Sombart kommt in einer Unter⸗ 
ſuchung über die Stellung des Arbeiters zur Geſellſchaft und 
damit zum Staate zu folgendem Reſultat: „Der Proletarier 
hat keine Heimat, oder ſol er ſich heimifch fühlen in der öden 
Dorſtadtſtraße, vier Treppen hoch oder im Bof p Oder in einer 
rauchigen Induſtrieſtadt, in der ihn der Kapitalismus mit einem 
ganzen Haufen ſeinesgleichen wahllos zuſammengepfercht hat? 
Wäre es fo, würde der Proletarier ſich mit einem ſolchen Su- 
ſtand tatſächlich zufriedengeben, ſo ſtände es freilich ſchlimm 
um das Verhältnis des Arbeiters zu feiner Heimat und zu 
ſeinem Staat. Das iſt aber nicht der Fall. Der Arbeiter ſtrebt 
nach Anderung ſolcher Lage, er wird mit allen erreichbaren und 
nützlichen Mitteln an ſeinem Schickſal in aufwärtsſtrebender 
Richtung arbeiten. 

Allein er wird das nicht tun in egoiftifcher, in ſelbſt⸗ 
ſüchtiger Weiſe, ſondern im Bewußtſein der Der- 
antwortung für das geſamte Volk. Schon auf dem 
Münchener Kongreß der freien Gewerkſchaften im Jahre 1914 
kurz vor Ausbruch des Krieges rief der bekannte Arbeiterführer 


Carl £egien in der Ausſprache den Delegierten zu: „Halten, 


wir doch an unſerem alten Grundſatz auch ferner feſt: Wir orga⸗ 
niſieren nicht nur, um Arbeiter und Arbeiterinnen in unſere 
Organiſation hineinzubekommen, ſondern um unſerer geſamten 
Arbeiterſchaft und dem ganzen Volke zu helfen.“ Im Jahre 1915 
ſchrieb dann derſelbe Legien ein Buch „Die Arbeiterſchaft im 
neuen Deutſchland“, in dem er ausführte, daß die Organiſa⸗ 
tionen der Arbeiter keinen Augenblick gezögert haben, ſich in 
der ſchweren Zeit bei Ausbruch des Krieges in den Dienft der 
Allgemeinheit zu ſtellen. Es galt, ſoziale Arbeit zu leiſten, ein 
Gebiet, auf dem die Gewerkſchaften ſtets tätig waren, das ihren 
eigentlichen Arbeitskreis immer gebildet hatte. 

Dieſes Verhalten der Arbeiterſchaft muß um ſo höher ein⸗ 
geſchätzt werden, als bis wenige Tage vor dem Kriege der Staat 
den Grganiſationsbeſtrebungen der Arbeiterſchaft nicht eben 
freundlich gegenüberſtand. Ja, der Münchener Gewerkſchafts⸗ 
kongreß der freien Gewerkſchaften war geradezu eine Kampf» 
anſage auf den vom Staat hingeworfenen Fehdehandſchuh. Die 
Gewerkſchaften ſollten damals in ihrer Tätigkeit eingeengt, ſie 
ſollten unter verſchärfte Aufficht geftellt, die Durchführung ihrer 
Aufgaben ſollte bedeutend erſchwert werden. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden hatte das Wort ihres Führers Legien beſondere Bedeu- 
tung. Das Siel der Arbeiterbewegung war, durch aktive Be⸗ 
teiligung der Arbeiterklaſſe an dem geſamten politiſchen, wirt⸗ 
ſchaftlichen, ſozialen und kulturellen Leben des Volkes regelnd 
mitzuwirken und tätigen Anteil zu nehmen. 

In dieſem Sinne war alſo auch die Erziehung zum Staate 
als Siel geſetzt, die Leitſtern für alles Handeln im neuen 
Deutſchland ſein ſoll. Für den Arbeiter kann es ſich dabei nicht 
nur um die politiſche Demokratie handeln, ſondern in ebenſo 
ſtarkem Umfange auch um die Verwirklichung der ſozialen und 
wirtſchaftlichen Demokratie, von denen heute leider freilich nur 
erſt wenig zu verſpüren iſt. Es kann bei weitherziger Aus⸗ 
legung des Begriffes geſagt werden, daß die Anfänge wirt⸗ 
ſchaftlicher Demokratie zurückreichen in das Ende des vorigen 
Jahrhunderts, als in der Arbeiterbewegung die Frage der Tarif⸗ 
verträge zur Diskuſſion geſtellt wurde. Dieſe Diskuſſion endete 
auf dem Gewerkſchaftskongreß der freien Gewerkſchaften in 
Frankfurt im Jahre 1899 mit einer Entſchließung, die den Ge⸗ 
werkſchaften empfahl, Tarifverträge abzuſchließen in ſolchen 
Orten und Berufen, wo eine genügend ſtarke Organiſation ſo⸗ 
wohl bei Unternehmern wie bei Arbeitern vorhanden war, ſo 
daß für die Durchführung der Tarifbeſtimmungen genügend 
Garantien geboten ſeien. Die Tarifverträge wurden vielfach 
als Friedensinſtrumente angeſehen, in Wirklichkeit waren ſie 
der Ausdruck, daß die Arbeiter durch ihre Organiſationen bei 
Feſtſetzung der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen mitwirkten, alſo 
ein Stück Wirtſchaftsdemokratie verwirklichten. Als die gerad» 
linige Fortſetzung der Tarifpolitik kann dann bei Kriegsende 
die Schaffung der Arbeitsgemeinſchaft bezeichnet werden. Alle 
Teile der Wirtſchaft müſſen ihre Tätigkeit als Dienft am Volke 
betrachten. Die Wirtſchaft darf nicht geführt werden vom Er- 
werbsintereſſe des einzelnen, ſondern vom Intereſſe der 
Geſamtheit. 

Heute muß die Arbeiterſchaft ihre Forderungen auf Der- 
wirklichung des Artikels 165 der Reichsverfaſſung, der von der 


gleichberechrigten Mitwirkung der Arbeiter und Angeſtellten an 
der Entwicklung der geſamten produktiven Kräfte ſpricht, er⸗ 
neuern. Dieſer Artikel der Keichsverfaſſung harrt noch der 
Ausführung. Der eine Teil der Wirtſchaft, nämlich die Unter⸗ 
nehmer, hat in den Induſtrie⸗ und Handelskammern, den Hand⸗ 
werkskammern und den Landwirtſchaftskammern eine amtliche 
Intereſſenvertretung; den Arbeitern iſt eine ſolche amtliche 
Vertretung bisher vorenthalten geblieben. Ihre Forderungen 
gehen dahin, die Unternehmerkammern umzuwandeln in pari⸗ 
tätiſch zuſammengeſetzte Organe für die geſamte Wirtſchaft 
unter Einſchluß der Arbeiter und Angeſtellten. 

Noch viel deutlicher als auf wirtſchaftlichem wird ſodann 
auf politiſchem Gebiete klar, daß der Arbeiter gewillt 
iſt, in poſitivem Sinne am Wiederaufbau Deutſchlands mitzu⸗ 
arbeiten. Was wäre bei Kriegsende aus Deutſchland geworden 
ohne den gefunden Sinn des bewußt handelnden Arbeiters d 
Die Stellung der Arbeiter war allerdings nicht einheitlich. Die 
ganz links gerichteten Kreife bekämpften das im Entſtehen be⸗ 
griffene Staatsweſen. Aber trotz aller Zerſplitterung und Un⸗ 
einigkeit auf ſeiten der Arbeiterſchaft waren damals doch nur 
bei ihnen jene Maſſenorganiſationen vorhanden, die einzig die 
Erhaltung des Reiches verbürgen konnten. Die Gewerkſchaften 
waren es, die hauptfächlich den Maſſenſtrom der aus dem Felde 
Heimfehrenden aufnahmen. Obgleich in ihrem ganzen Aufbau 
im weſentlichen auf wirtſchaftliche Tätigkeit eingeſtellt, iſt doch 
in ihren Reihen der Kampf um Demokratie oder Diktatur aus⸗ 
gefochten worden. Dieſer innere Kampf drängte das bewußte 
Handeln am Wiederaufbau zunächſt ſehr ſtark zurück. Doch 
bleibt die nicht zu beſtreitende Tatſache beftehen, daß es haupt⸗ 
ſächlich Arbeiterführer waren, welche mit faſt übermenſchlichen 
Kraftanſtrengungen den Fuſammenbruch und das Chaos zu 
überwinden verſuchten. 

Noch einmal zeigte ſich dann in der Nachkriegszeit der 
hohe vaterländiſche Sinn der deutſchen Arbeiterſchaft auf das 
ſchönſte: Als im Kuhrkampfe der franzöſiſche Militarismus 
mitten im Frieden in deutſches Land einbrach, da bewahrheitete 
es ſich wiederum in dieſer ſchweren Zeit, daß der ärmſte Sohn 
eines Landes auch der treueſte war. Einen Monat vor der 
Ruhrbeſetzung, am 9. Dezember 1922, befaßte ſich eine große 
Verſammlung in Eſſen, an der Vertreter aller Wirtſchaftskreiſe 
des beſetzten Gebietes und Weſtfalens teilnahmen, mit dieſer 
ſchon damals drohenden Gefahr. Der Sprecher der freigewerk⸗ 
ſchaftlich organiſierten Arbeiter erhob im Namen derſelben nach⸗ 
haltigen Einſpruch gegen die Abſicht, „die völkerrechts⸗ und ver⸗ 
tragswidrige Beſatzung des Düſſeldorfer und Duisburger Be⸗ 
zirks auf das Ruhrgebiet auszudehnen. Jegliche Loslöſung, jeg⸗ 
liche Lockerung und Erſchwerung des Verhältniſſes des beſetzten 
Gebietes zur deutſchen Republik bedeutet eine nie wieder gut⸗ 
zumachende wirtſchaftliche Schädigung des beſetzten Gebietes 
ſowohl wie auch des übrigen Deutſchland. Jegliche Abtrennung 
des beſetzten Gebietes vom Deutſchen Reich iſt für die rheiniſche 
Bevölkerung unerträglich, ſie würde auch eine fortwährende Be⸗ 
unruhigung des europäiſchen Friedens ſein. Dieſe Gefahren 
werden noch vergrößert durch die Drohungen, daß weiteres deut⸗ 
ſches Gebiet beſetzt werden ſoll im Falle der Nichterfüllung von 
Bedingungen, deren Ausführungen die Kräfte des deutſchen 
Volkes weit überſteigen.“ Auf die Haltung der Arbeiter kam 
alles an, das erkannte auch die Reichsregierung. Sie wollte 
vor ihrer Stellungnahme das Ergebnis einer Konferenz der Ge⸗ 
werkſchaften des Ruhrgebiets am 9. Januar 1925 abwarten. 
Dieſe Konferenz proklamierte eine halbſtündige Arbeitsruhe für 
den 15. Januar mit einer Kundgebung, welche unter anderem 
ſagte: „Dieſer Gewalt (der Ruhrbeſetzung) können und wollen 
wir nicht mit Gewalt entgegentreten. Wir wollen von dem 
Recht Gebrauch machen, für welches angeblich von der Entente 
gegen das Deutſche Reich gekämpft wurde, dem Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht der Völker. Wir müſſen uns fremder Gewalt fügen, 
aber nicht ohne Proteft. Vertragswidrigkeiten wollen wir auch 
als ſolche bezeichnen. Gleichzeitig proteſtieren wir gegen den 
Verſailler Vertrag und bekennen: Die deutſche demokratiſche 
Republik iſt uns ans Herz gewachſen. Trotz ſchwerer Seiten 
und Stürme halten wir feſt am Reich.“ Und am 22. Jaunar 
wurde erklärt: „Dieſer Vertragsbruch iſt die Auswirkung des 
franzöſiſchen Imperialismus mit dem Siel, das Proletariat 
und die Induſtrie unter die Herrſchaft des franzöſiſchen Kapita⸗ 
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lismus zu bringen. Sie, die Gewerkſchaften, nehmen den Kampf 
gegen den franzöſiſchen Imperialismus auf. Dabei wollen ſie 
nicht hinter anderen Kreiſen in der Verteidigung der Intereſſen 
des deutſchen Volkes zurückſtehen.“ Das ſind Beiſpiele aus dem 
Beginn dieſes heroiſchen Kampfes, die die Stellung des 
Arbeiters im neuen Deutſchland und zu ſeinem Daterlande 
nicht klarer zeigen können. 

Bei den Arbeitern ſchlummert der Wille zur Staats- 
bejahung trotz aller Kritik, die ſie an dem Staat und ſeinen Ein⸗ 
richtungen ausüben. In ihren Organiſationen haben ſie ge⸗ 
lernt, ihre Kräfte zu ſammeln, und da ſie in der republika⸗ 
niſchen Staatsform am beſten mitarbeiten können am Aus⸗ 
bau des Staates, ſtellen fie die geſammelten Kräfte dieſem zu 
feinem Schutz zur Verfügung. In den ſchwerſten Seiten haben 
ſie daran feſtgehalten, ihre Kräfte und Fähigkeiten in den Dienſt 
der Allgemeinheit zu ſtellen. Dies wird ſo bleiben, ſolange nicht 
Staatsform und Inhalt des Staates gegen den Willen der 
Arbeiterſchaft grundlegend geändert wird. 

Ein weiteres Gebiet des öffentlichen Lebens, auf dem die 
Arbeiterſchaft ſich bisher ſchon mit Erfolg betätigt hat, iſt das 


der ſozialen Verwaltung. Muſtergültige Einrichtun⸗ 
gen wurden geſchaffen im Krankenkaſſenweſen, wo ſich die Mit⸗ 
arbeit der Arbeiter glänzend bewährt hat. Ferner ſind im 
Arbeitsnachweisweſen Anfänge zu verzeichnen, die ausgebaut 
werden müſſen, denn mit dem Arbeitsnachweisweſen verbunden 
wird die Erwerbsloſenfürſorge und wahrſcheinlich auch die 
kommende Arbeitsloſenverſicherung. Auf dieſen Gebieten wird 
ſich ein ſehr fruchtbares Betätigungsfeld für die ſoziale Demo⸗ 
kratie ergeben, die auf die wertvollen Kräfte der Arbeiter beim 
Aufbau des Staates nicht verzichten will. Die Verwirklichung 
dieſer Fiele wird zur weiteren Einordnung des Arbeiters in 
das neue Deutſchland beitragen. Für dieſe Einordnung der 
Arbeiter wird jetzt ſchon manches geleiſtet, aber eins müßte der 
Staat in weit ſtärkerem Maße als bisher fordern: Die ſtaats⸗ 
bürgerliche Erziehung ſeiner Bürger und beſonders der Arbeiter⸗ 
ſchaft iſt unbedingt nötig, und dafür ſollte der Staat noch viel 
mehr tun als bisher, um damit ſelbſt dazu beizutragen, alle die 
großen Hinderniſſe, die dem mitverantwortlichen Geſtalten des 
Arbeitnehmers am Staate noch entgegenftehen, endgültig zu 
beſeitigen. 


Gtaatspolitiſcher Unterricht. 


Don Studienrat Fritz Kloppe. 


Der Artikel las unſerer Reichsverfafjung beſtimmt, daß in allen 
Schulen ſittliche Bildung, ſtaatsbürgerliche Geſinnung, perſönliche 
und berufliche Tüchtigkeit im Geiſte des deutſchen Volkstums und 
der Völkerverſöhnung erſtrebt werden ſoll. 


Dieſe Forderungen der Derfaſſung find noch in keinem Fall 
genügend durchgeführt. Ob die Überreichung der Derfaffung allein 
ein geeignetes Mittel iſt, iſt doch ſtark zu bezweifeln, da auch die 
beſte Derfafjung nichts nützt, wenn der junge Menſch mit ihrem 
Inhalt nichts anzufangen weiß. Die Forderung nach Staatsbürger- 
kunde als einem Lehrfach iſt deswegen ſicher berechtigt. Wegen des 
Abbaues der Stunden und des Beſtrebens aller Unterrichtsfächer, ja 
nicht eine Stunde ihres Faches zu verlieren, iſt es natürlich ſehr 
ſchwer, noch die Zeit zu finden, dieſe eine Stunde in den Lehrplan 
einzufügen. Bisher behalfen wir uns mit der Geſchichte, der Erd⸗ 
kunde und dem deutſchen und vielleicht auch anderen Fächern. 
Etwas Erſprießliches kann dabei aber nicht herauskommen. Uns 
Deutſchen fehlt im allgemeinen die politiſche Erziehung. Wir ſind 
kein politiſch reifes Volk. Dieſer betrübende Umſtand fällt nicht 
zum letzten der Schule zur Laſt. 


welche Stoffe würden nun im ſtaats bürgerlichen Unterricht zu 
behandeln fein? Es liegt natürlich die Gefahr vor, von dieſem 
Unterricht zu erwarten, daß er in erſter Linie eine Erziehung der 
Jugend zum fügſamen Staatsbürger erziele. So wäre das Syſtem 
des alten Obrigkeitsſtaates fortgeſetzt, das niemals politiſche Reife 
erziehen kann. Darum iſt hier die Freiheit des Lehrers zu fördern, 
indem natürlich vorausgeſetzt werden muß, daß beſtehende Zuftände 
nicht verächtlich gemacht werden oder daß die Kritik über das 
erlaubte Maß hinausgeht. Jeder Staat iſt aber etwas Organiſches, 
das ſich fortbilden will und nicht verknöchert und dadurch eines 
Tages plötzlich zuſammenbricht. 

Dom ſtaatsbürgerlichen Unterricht iſt auch zu fordern, daß die 
Erkenntnis von Gegenwartsanſchauungen ſtets eine objektive iſt 
und daß die Geſchichte erſt ihr endgültiges Urteil ſprechen kann. 
Auch die Auffaſſung über die Begriffe, die ſich oft als Schlagworte 
darſtellen, iſt zu unterſuchen. Gemeinſame Seitungslektüre über 
irgendeinen Fall unter Benutzung von Blättern verſchiedener 
Richtung dürfte im fortgeſchrittenen Stadium des Unterrichts 
durchaus möglich ſein. Vor allen Dingen aber muß der Schüler 


mit den Aufgaben, die von ihm im politiſchen Leben erwartet werden, 
vollkommen vertraut gemacht werden. Es iſt geradezu troſtlos, 
wenn man unſere heutigen Studenten ſieht, wie wenig da einer 
über ſeine Pflichten als Staatsbürger genau Beſcheid weiß! Hier 
muß die Schule vieles nachholen. Da ja auch nach der Derfaffung 
alle Erziehung auf dem deutſchen Volkstum aufgebaut werden ſoll, 
ſo müſſen an der geſchichtlichen Entwicklung vergleichende Be⸗ 
trachtungen angeſtellt werden. Der ſtaatsbürgerliche Unterricht 
mi darum notwendig in der Hand des Geſchichtslehrers liegen 
müſſen. 

Aber nicht nur politiſche Unterweiſung, ſondern auch Erziehung 
zum politiſchen Handeln wäre notwendig. Hier hat jede Schule die 
Möglichkeit, zuerſt einmal im Kreiſe der eigenen Stadt oder 
Gemeinde praktiſche Tätigkeit zu üben. Es können rein kommunale 
Angelegenheiten beſprochen werden, kleine Arbeiten über die ein- 
fachſte Verwaltungstätigkeit können ſich anſchließen. Und vor allem 
iſt ein gemeinſames Herausarbeiten der Ergebniſſe notwendig. Denn 
nur diejenigen ſind fähig, größere Staatsaufgaben zu bewältigen 
— wenn es ſich nicht um ganz ſtark befähigte Talente handelt —, 
die erſt einmal im kleinen Kreis praktiſche Dinge und durchführ⸗ 
bare Arbeiten zu erledigen gelernt haben. Und gerade hier kann 
an Bekanntes oder ſelbſt aus eigener Anſchauung Feſtſtellbares 
angeknüpft werden, das nicht toter Wiſſensſtoff bleibt, ſondern 
lebendiges politiſches Wiſſen und Handeln in die uns anvertraute 
Jugend einpflanzt. 

So ſeien einige Aufgabengebiete herausgegriffen aus dem 
umfangreichen Arbeitsgebiet der Staatsbürgerkunde, die ſchon 
zeigen, wie notwendig die endliche Einführung eines beſonderen 
Unterrichtsfaches für Staatsbürgerkunde in allen Schulen Deutſch⸗ 
lands iſt. Woher ſtammt die von allen beklagte Zerriffenheit des 
deutſchen Volkes? Weil es nicht gelernt hat, politiſch zu denken 
und politiſch zu handeln. Weil es unerfüllbares Sehnen höher ſtellt 
als praktiſche, reale Möglichkeiten, weil es an Schlagwörtern ſich 
begeiſtert, anſtatt auf den Grund der Dinge zu gehen. Die Schule 
hat hier eine notwendige Pflicht, die heranwachſende Jugend fo 
zu erziehen, daß durch eine gründliche ſtaatspolitiſche Durchbildung 
ein Mangel wenn nicht beſeitigt, fo doch fo zurückgedrängt wird, 
daß wenigſtens 1505 Jugend die Einigkeit eines politiſch reiferen 
deutſchen Volkes ſicher iſt. 


Das Minderheitenſchulweſen in Polniſch⸗Oberſchleſien. 


Die kürzlich bekanntgewordene Entſcheidung des Präſidenten 
der gemiſchten Kommiſſion für Oberfchlefien, Calonder, über die An⸗ 
wendung und Auslegung des Gberſchleſiſchen Abkommens in 
Polniſch⸗Gberſchleſien, lenkt wieder einmal die Aufmerkſamkeit auf 
die Lage der deutſchen Minderheiten in dem abgetretenen Teil Ober⸗ 
ſchleſtens, insbeſondere auf dem Gebiete des Schulweſens. Bekannt⸗ 
lich iſt durch das Genfer Abkommen vom 15. Mai 1922 für Polniſch⸗ 
Oberſchleſien eine Sonderſtellung im Rahmen des polniſchen Staates 
geſchaffen worden, die insbeſondere dadurch gekennzeichnet wird, daß 
eine internationale Kommiſſion, der u. a. Bertreter beider Staaten 
angehören, über alle Streitfragen, die die Anwendung und Auslegung 
des Abkommens betreffen, entſcheidet. g 
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Dieſe Rechtslage Polniſch⸗Gberſchleſiens iſt inſofern von beſon⸗ 
derer Bedeutung, als es ſich hier wohl um den einzigen Fall handelt, 
in dem die praktiſche Durchführung eines internationalen Minder⸗ 
heitenſchutzvertrages von einer eigens zu dieſem Zwecke eingeſetzten 
internationalen Kommiffion überwacht wird. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt dürften die Entſcheidungen dieſer internationalen Inſtanz, 
auch wenn fie auf die ſpeziellen Verhältniſſe des in Frage ftehenden 
Gebietes zugeſchnitten ind, allgemeine Beachtung verdienen. Vor 
allem aber gewährt die letzte Entſcheidung einen Einblick in die Ver⸗ 
waltungspraris der polniſchen Behörden, der im Hinblick auf die 
beſondere Bedeutung des Fragenkomplexes für Deutſchland erheb- 
liches Intereſſe beanſpruchen dürfte. 
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Das erwähnte Genfer Abkommen gibt zunächſt einmal den 
Minderheiten u. a. die Möglichkeit, ihren Kindern Privatunterricht 
in Privatſchulen erteilen zu laſſen (Artikel 97 ff); es gibt ihnen 
weiter auch das Recht, ihre Kinder in öffentliche Volks, 
mittlere und höhere Schulen, in denen die 
minderheitsſprache Unterrichtsſprache tft, zu 
ſchicken (Artikel 105 und 107). Minderheitsvolksſchulen z. B. müſſen 
von den Behörden eingerichtet werden, wenn ein Staatsangehöriger 
es beantragt und fein’ Antrag von den Erziehungsberechtigten von 
wenigſtens 0 Kindern einer ſprachlichen Minderheit unterſtützt 
wird. Sind die Bedingungen für die Errichtung ſolcher Minder ⸗ 
geitenſchulen nicht. gegeben, fo ſieht das Abkommen die 
Einrichtung von Minderheitsklaſſen mit der Minderheits- 
ſprache als Unterrichtsſprache oder von Minderheitsſprach⸗ 
unterricht (wie Leſe⸗, Schreibunterricht) und minderheitsſprach⸗ 
lichem Religionsunterricht vor. ; a 

Für das am 1. September vorigen Jahres beginnende Schuljahr 
waren ſeitens der deutſchen Minderheit rund 9000 Anträge auf 
inweiſung in die deutſchen Minderheitsſchulen 
eingereicht worden, von denen die polniſchen Behörden 
rund 7100 als ungültig erklärten. Die eingegangenen 
Anträge waren — im Widerſpruch zum Genfer Abkommen — von 
den polniſchen Behörden zunächſt daraufhin geprüft worden, ob der An⸗ 
tragſteller der deutſchen Minderheit zugehöre. Weiter hatte die Woje- 
wodſchaft angeordnet, daß die Angaben über die Sprache der Kinder 
ebenfalls nachzuprüfen ſeien. Daraufhin war dann die obenerwähnte 
Sahl von Anmeldungen für „ungültig“ erklärt worden. Ferner hatte 
die Wojewodſchaft u.a. gegen diejenigen Erziehungsberechtigten, die 
ihre Kinder nach der Ungültigkeitserklärung des Antrages nicht in 
die polniſchen Schulen geſchickt hatten, Strafmandate erlaſſen. 

Der deutſche Volksbund hatte gegen die Ungültigkeitserklärung 
Beſchwerde eingelegt mit der Begründung, daß die von der Wojewod- 
ſchaft durchgeführte Unterſuchung nach den Artikeln 75 und 151 des 
Genfer Abkommens unzuläſſig ſei. Die Entſcheidung des Präſi⸗ 
denten Calonder hat dieſer Beſchwerde in allen Punkten recht gegeben 
und die Wojewodſchaft für verpflichtet erklärt, alle Kinder, deren 
Anmeldung wegen angeblicher Nichtzugehörigkeit zur deutſchen Min⸗ 
derheit als ungültig erklärt worden iſt, ſofort den deutſchen Minder- 
heitsfchulen zuzuführen. Darüber hinaus wird feſtgeſtellt, daß die von 
der Wojewodſchaft angeordnete Nachprüfung der Sprache der Kinder 
unzuläſſig iſt und die Wojewodſchaft erſucht, die Strafmandate zurück⸗ 
zuziehen, die gegen Erziehungsberechtigte, die ihre Kinder nach der Un⸗ 
gültigkeitserklärung nicht den polniſchen Schulen zugeführt hatten, be⸗ 
reits erlaſſen worden ſind, und neue Strafmandate nicht zu erlaſſen. 


Über die von der Wojewodſchaft durchgeführte 
Unterſuchung wird in der Entſcheidung Calonders feſtgeſtellt, 
daß die Behauptung der Wojewodſchaft, ſie habe 
ſich nur aufdie formale Berechtigung der Anträge 
erſtreckt, nichtrichtig i ſt. Es wird im Wortlaut das Protokoll 
der Vernehmungen der Erziehungsberechtigten angeführt, aus dem 
erſichtlich iſt, daß dieſe aufgefordert wurden, nochmals zu er ⸗ 
klären, daß das Kind die deutſche Minderheitsſchule beſuchen 
ſolle, und außerdem noch eine beſondere Erklärung über die „Mutter- 
ſprache“ des Kindes abzugeben. Dieſe Nachprüfungen werden als 
unzuläſſig und als eine Verletzung des Artikels 151 des Genfer Ab- 
kommens bezeichnet. Die Erziehungsberechtigten, die der Vorladung 
zur Vernehmung nicht Folge geleiſtet haben und deren Anmeldungen 
ohne weiteres als ungültig erklärt wurden, dürften wegen ihres 
Ausbleibens nicht beſtraft werden, da die Vorladung zur Vernehmung 
bereits unzuläſſig war, zumal alle für die Anmeldung erlaſſenen Dor- 
ſchriften erfüllt waren. Sämtliche aus dieſem Grunde zurück⸗ 
gewieſenen Schüler ſeien der Minderheitsſchule zu überweiſen. 

Calonder wendet ſich ſodann gegen die Einführung des 
Begriffs der „Mutterſprache“, wie fie durch die polniſchen 
Behörden verſucht wird. Dieſer Begriff ſei abſichtlich nicht in 
das Genfer Abkommen aufgenommen worden, in dem immer 
nur von der Sprache des Kindes die Rede iſt. Diefe 
aber werde nach den Porſchriften des Genfer Abkommens allein durch 
den Willen des Erziehungsberechtigten beſtimmt, der ſchon in der 
Anmeldung zur Minderheitsſchule zum Ausdruck komme. Die Ab- 
lehnung des Antrages mit der Begründung, daß das Kind nicht zur 
ſprachlichen Minderheit gehöre, 2 unzuläſſig, weil ſie auf einer eben⸗ 
falls unerlaubten Nachprüfung eruhe. Der Präfident der gemiſchten 
Kommiſſion kommt in ſeiner Entſcheidung zu der FFeſtſtellung, da ß 
von den rund 9000 Anmeldungen lediglich 301 als 
ungültig zu betrachten ſeien. Den übrigen ſei unverzüglich 
ſtattzugeben und die betreffenden Kinder den Minderheitsſchulen 
zuzuweiſen. 

Dieſe Entſcheidung des Präſidenten Calonder läßt die Fülle von 
Schwierigkeiten deutlich erkennen, die u. U. der Durchführung eines 
internationalen, den Schutz der Minderheiten betreffenden Abkommens 
im Wege ſtehen, ſelbſt wenn es, wie im vorliegenden Falle, die 
Materie bis ins einzelne regelt. Im übrigen darf man wohl hoffen, 
daß dieſe neueſte, für die Lage unſerer Dolksgenoſſen in Polnifch- 
Oberſchleſien überaus . 5 Entſcheidung des Präſidenten der ge⸗ 
miſchten Kommiſſion eine Klärung der Lage bringen und dazu bei» 
tragen möge, die Entwicklung der Verhältniſſe in dem in Frage 
ſtehenden Gebiete in günſtigem Sinne zu beeinfluſſen. 


Gowjetrußland, Polen und die baltiſchen Staaten. 


Am 2. Februar 1920 ſchloß Sowjetrußland mit Eſtland in 
Dorpat Frieden, am 12. Juli 1920 mit Litauen in Moskau, am 
11. Auguft 1920 mit Lettland in Riga, am 14. Oktober 1920 mit 
Finnland in Dorpat, am Is. März 1921 mit Polen in Riga, nach⸗ 
dem bereits, ebenfalls in Riga, am 12. Oktober 1920 ein Dorfriede 
zuſtande gekommen war. In dem gleichen Jahre 1920 brachen auch 
die letzten gegenrevolutionären Kämpfe, die Denikin und Wrangel 
auf ruſſiſchem Boden führten, zuſammen. Damit war eine vorläufige 
Konfolidierung und neue Grenzziehung auf dem Gebiet des ehe⸗ 
maligen ruſſiſchen Kaiſerreiches eingetreten. Das neue Regime in 
Ruß land hatte ſich nach dreijährigen Kämpfen behauptet. Es hatte 
aber an die Nationalitäten der Grenzgebiete des alten Rußlands 
einen breiten Streifen Landes abgeben müſſen, der ſich, mit der 
alleinigen Unterbrechung des ſchmalen Rayons von Petersburg, vom 
Weißen bis zum Schwarzen Meer hinzog. Denn an die baltiſchen 
Staaten und Polen ſchloß ſich ſüdlich noch Beßarabien an, das durch 
den Beſchluß einer revolutionären Nationalverſammlung in 
Kifhinjew am Is. April 1918 feine Vereinigung mit Rumänien 
proklamiert hatte, und wenn auch die Sowjetunion die Freiheit 
dieſes Beſchluſſes und feine Rechtswirkſamkeit ſtets beſtritten hat, 
hat fie doch gegen die tatſächliche Zugehörigkeit Beßarabiens zu 
Rumänien keine gewaltſamen Maßnahmen ergriffen. 

Die beßarabiſche Frage iſt ein Problem für ſich, das in der 
Hauptſache in die Sphäre der Balkan⸗ und Mittelmeerfragen gehört. 
Dagegen beſteht eine unmittelbare Wechſelwirkung zwiſchen der 
politiſchen Situation der übrigen „Randſtaaten“ untereinander, der 
Sowjetunion und ſchließlich wegen der Nachbarlage auch Deutſch⸗ 
lands. Nachdem daher durch den Staatsſtreich in Litauen die all⸗ 
gemeine politiſche Aufmerkſamkeit auf dieſen Wetterwinkel Europas 
ec worden iſt, ſcheint es nicht ohne Intereſſe, fich die hier wirk⸗ 
amen Kräfte und Bedingungen politiſcher Geſtaltung klarzumachen. 

Polen übertrifft an Bevölkerungszahl die baltifhen Staaten 
zuſammengenommen um ein Mehrfaches. Polen zählt 27,2 Millionen 
Einwohner, Finnland 3,4 Mill., Litauen 2,2 Mill., gettland 1,8 Mill., 
Eſtland 1,1 Mill., die vier baltiſchen Staaten zuſammen alſo 


8,5 Millionen. Nun verfolgt Polen feit Jahren das Ziel eines 
engeren Fuſammenſchluſſes mit den Randftaaten. Dieſem Beſtreben 
liegt zunächſt der natürliche Wunſch nach Bundesgenoſſen zugrunde, 
dann aber auch der Gedanke einer Intereſſengemeinſchaft der ganz 
oder größtenteils auf ehemals ruſſiſchem Gebiet entſtandenen 
Staaten, ein Gedanke, der ſehr leicht eine Spitze gegen Somjet- 
rußland bekommt. So verfolgte Pilſudſki ſeinerzeit bewußt den 
Plan, Rußland durch eine Föderation der ruſſiſchen Randſtaaten 
unter Einbeziehung Weißrußlands und der Ukraine zu reduzieren 
und dauernd in Schach 11 halten; inwieweit heute, wo Pilfudſti 
wieder der maßgebende Mann in Polen iſt, dieſer damals, 1920, 
geſcheiterte Plan wieder Bedeutung gewinnen könnte, läßt ſich bei 
ſeiner abſoluten Schweigſamkeit über ſein außerpolitiſches Programm 
nicht ſagen. Jedenfalls hat Polen aber ſtets feine Annäherungs- 
bemühungen an die baltiſchen Staaten verfolgt, und es iſt klar, daß 
bei dem zahlenmäßig angegebenen Stärfeverhältnis dieſer Staaten 
ein engerer FHuſammenſchluß zwiſchen ihnen zu einer Präponderanz. 
ja zu einer Hegemonie Polens führen müßte. Die Sowjetunion hat 
daher mit dieſer Begründung und mit dem Vorwurf, daß Polen 
eben nach dieſer Hegemonie ſtrebe, einen ſolchen Fuſammenſchluß 
ſtets bekämpft. Daraus erklärt ſich auch die Hartnäckigkeit, mit der 
Moskau auf dem Abſchluß geſonderter Verträge mit den Rand- 
ſtaaten beſteht, eine Frage, die immer wieder aktuell iſt, da ja bis 
jetzt von allen dieſen Verträgen nur der mit Litauen zuſtande ge⸗ 
kommen iſt. 

Aber auch von dieſer Frage der Garantieverträge mit der 
Sowjetunion abgeſehen iſt Polen feinem Ziel einer engeren Der- 
bindung mit den baltiſchen Staaten nur wenig nähergefommen. 
Unüberbrückbar hat ſich hier vor allem bisher der Gegenſatz zu 
Litauen gezeigt, der auf den Konflikt wegen des Wilnaer Lande 
zurückgeht. Das Wilnagebiet okkupierte im November 1920 im Auf- 
trag Pilſudſkis der polniſche General Seligowſki, und Litauen hat 
die nachfolgende Einverleibung dieſes Gebietes in Polen nie an- 
erkannt, auch nicht, als im März 1923 der Botſchafterrat bei der 
Beſtimmung der polniſchen Oſtgrenzen Wilna bei Polen beließ. So 
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befinden ſich Polen und Litauen eigentlich in einem latenten Kriegs- 
zuſtand. Beide Länder haben weder Eifenbahn- noch Poſtverkehr, 
geſchweige denn diplomatiſche Beziehungen miteinander. Polen als 
der beatus possidens hat oft verſucht, mit Litauen auf einen 
normalen Fuß zu gelangen, und ſeit Pilſudſki wieder am Ruder iſt, 
wird auch ſeine Lieblingsidee, die Erneuerung der hiſtoriſchen 
polniſch⸗litauiſchen Union wieder viel diskutiert. In Litauen haben 
aber nur kleine, an einem Wirtſchaftsverkehr mit Polen intereſſierte, 
bisher einflußloſe Kreife ſich für einen Ausgleich mit Polen unter 
Verzicht auf Wilna, das Polen ja gutwillig nie herausgeben wird, 
bereitgefunden. Offiziell hat Litauen entſprechend der Haltung der 
Mehrheit ſeiner Bevölkerung ſtets die Stellung eingenommen, die 
der neue Miniſterpräſident Woldemaras erſt vor einigen Wochen zum 
Ausdruck gebracht hat: Nur die Rückgabe Wilnas an Litauen ermög⸗ 
licht die Verſtändigung mit Polen. Deshalb iſt der in letzter Zeit 
von mehreren Seiten — aber nicht von Deutſchland aus — auf⸗ 
gebrachte Gedanke, Polen einen Ausweg zum Meer über Litauen zu 
geben, nur gegen den Willen Litauens zu verwirklichen und daher 
ſehr gefährlich. Und daß Polen gar nicht daran denkt, etwa in einem 
ſolchen Falle auf den Korridor zu verzichten, haben die ſcharfen 
Angriffe des polniſchen Außenminiſters Faleſki auf Deutſchland 
und auf die Idee eines Derzichtes Polens auf jeden Fußbreit 
polniſchen Gebiets deutlich gezeigt. 

Erſchwert iſt die Verwirklichung der polniſchen Pläne im 
Baltikum ferner dadurch, daß Finnlands Intereſſen zum Teil auf 
anderen Gebieten liegen. Als Polen ſeinem Ziel am nächſten war, 
nämlich nach dem Abſchluß des Warſchauer Accord politique 
zwiſchen Polen, Lettland, Eſtland und Finnland im Sommer 1922, 
ſcheiterte dieſer Akkord daran, daß das finniſche Parlament ihn nicht 
ratifizierte. Finnland iſt eben ſeiner politiſchen Intereſſenſphäre nach 
ſchon mehr ein ſkandinaviſcher Staat und außerdem von einer 
etwaigen Reannexion durch Rußland zweifellos am wenigſten be⸗ 
droht. Es könnte ſich daher durch einen Pakt mit den übrigen balti⸗ 
ſchen Staaten und mit Polen allenfalls mehr gefährden als ſichern. 

Das ruſſiſche Gegenſpiel gegen die polniſchen Pläne im Baltikum 
hat im Berbſt des vorigen Jahres zu dem großen Erfolg des Garantie- 


vertrags mit Litauen geführt, wohlgemerkt unter Anerkennung der 
litauiſchen Anſprüche auf Wilna. Daher die außerordentliche 
Nervoſität in Moskau gegenüber dem litauiſchen Staatsſtreich vom 
Dezember 1926 mit ſeiner antikommuniſtiſchen Spitze. Es iſt aber 
nicht wahrſcheinlich, daß Litauen den Draht nach Moskau wirklich 
abreißen laſſen würde, und wenn Litauen klug iſt, wird es auch ſeine 
Beziehungen zu Deutſchland ſorgſam pflegen, ſtatt ſie, wie leider 
fo oft, durch feine kleinlich⸗chauviniſtiſche Politik im Memelland 
immer wieder zu gefährden. 

Lettland und Eſtland, beide Ländchen zuſammen mit weniger 
Einwohnern als Berlin, leben in engen Nachbarbeziehungen. Der 
Einfluß Polens in beiden Staaten iſt in Eſtland größer, in Lettland 
ſchwankend. 

Die deutſchen Intereſſen an den baltiſchen Staaten, mit denen 
es in den engſten wirtſchaftlichen Beziehungen ſteht, bedürfen keiner 
Erläuterung. Aber es gibt noch einen großen unmittelbaren Inter⸗ 
eſſenten für die Lage in Oſt⸗ und Nordoftenropa — England. 

Die in ſtereotypen Formeln immer wiederkehrende Theorie der 
Moskauer Politik iſt, daß England danach ſtrebe, Polen und die 
Randftaaten zu einem Ring um die Sowjetunion zuſammenzu⸗ 
ſchweißen, ja, daß es auf dieſe Baſis Interventionspläne ſtützen 
wolle. Man braucht nicht jo weit zu gehen, um zu ſehen, daß Eng⸗ 
land in der Tat ſtarke Intereſſen in dieſem Gebiet hat. Einmal 
ſind dieſe Intereſſen wirtſchaftlicher Art, unter anderem bedingt 
durch die maritime Lage der baltiſchen Staaten, dann aber wünſcht 
England zweifellos eine Behauptung und Feſtigung dieſer Staaten, 
und wohl nicht nur aus dem allgemeinen Intereſſe an der Befriedung 
Europas, ſondern auch, weil ihm ein Vormarſch des Bolſchewismus 
unwillkommen wäre. 

mit der engen Verbindung zwiſchen Polen und Frankreich 
reichen dieſe Fragen endlich noch auf anderem Wege in die große 
europäiſche Politik hinein. Wenn die Entſpannung zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Frankreich in der gehofften Weiſe fortſchreitet, hat das 
daher feine Bedeutung und feinen Wert auch für die Sage im Oſten 
und für unſere Politik im Gſten. 


Die Lage in China. 


In dem weltgeſchichtlichen Drama der Umgeſtaltung Chinas, das 
ſich in immer ſchnellerem Tempo vor unſeren Augen abrollt, ſind um 
die Jahreswende zwei Tatſachen in den Pordergrund getreten: Ein 
erneuter mächtiger Aufſchwung 
der Freiheitsbewegung im chine⸗ 
ſiſchen Volke und eine weitere 

arke Erſchütterung des engli⸗ 
ſchen Einfluſſes. 

Den Anſtoß zu dem Fort- 
ſchritt der Freiheitsbewegung 
gaben die großen Erfolge der 
Kantonefen, die in überraſchend 
ſchnellem Siegeszuge die Pro- 
vinzen Hunan, Hupei und Ki- 
angſi eroberten und den Sitz 
ihrer Regierung in das Herz 
Chinas, in die drei Städte wu⸗ 
hang, Hankau und Hanyang 
verlegten, die ſie unter den Na⸗ 
men Wuhan zur Hauptſtadt ganz 
Chinas proklamierten. Gefördert 
wurde die Bewegung durch die 
ſich immer mehr unter den Chi⸗ 
neſen durchſetzende Erkenntnis, 
daß die Kantoneſen nicht, wie 
die Gewalthaber des Nordens, 
in erſter Linie eigennützige Ziele 
erſtrebten, ſondern daß ſie von 
einer Idee beherrſcht werden, 
deren Verwirklichung dem gan⸗ 
zen Polk zugute kommen muß: 
die Befreiung von den Feſſeln 
des Auslandes, die Wiederge⸗ 
winnung der vollen Souveränität. 

Ohne ſelbſt bolſchewiſtiſch zu 
ſein, haben die Kantoneſen es 
verſtanden, die Erfahrungen Mos⸗ 
kaus für die Ausbreitung des 
Befreiungsgedankens und für die 
Mitwirkung aller Schichten des 
Volkes an dem Aufbau des 1 
neuen Staates ſich zu eigen zu machen. Soweit ihr Herrſchaftsgebiet 
reicht, tragen ſie mit Unterſtützung ruſſiſcher Ratgeber ihre Propaganda 
in das volk hinein und ſchließen die verſchiedenen Gruppen des Volkes 


China 


hong: ho- in 
Sun-Chuan-Fang 


42 


PEEIITTERITEITETI TI 


für die Mitarbeit an der Bewegung zu Organifationen zuſammen. 
Von beſonderer Bedeutung ſind dabei die Gewerkſchaften der Ar⸗ 
beiter in den Induſtrieſtädten und die Bauernbünde auf dem Lande. 

Der Feind, gegen den die Be⸗ 
wegung ſich richtet, iſt in erſter 
Linie England, als Hauptver⸗ 
treter der imperialiſtiſchen Poli⸗ 
tik. Der Erfolg, den die Kanto- 
neſen den Engländern gegenüber 
durch den Boykott Hongkongs 
erzielt hatten, ſchwellte ihr Selbſt 
gefühl außerordentlich und machte 
ihnen Mut, auf der beſchrittenen 
Bahn weiterzugehen. 

Für England ſtand auf dem 
Spiel, daß das, was in Hong» 
kong geſchehen war, ſich im 
Nangtſetal wiederholen und da⸗ 
mit der größte Teil des eng ⸗ 
liſchen Chinahandels lahmgelegt 
werden könnte. Die engliſche Re⸗ 
gierung erkannte, daß hier Kräfte 
am Werke waren, gegen die mit 
Gewalt nichts auszurichten war 
und entſchloß ſich zu einer völ⸗ 
ligen Schwenkung in ihrer Poli» 
tik, zu einer Politik der Ver ⸗ 
ſöhnung. Die Richtlinien 
einer ſolchen neuen Chinapolitik 
legte ſie in einem Memorandum 
nieder, das ſie am 18. Dezember 
1926 den Signatarmächten des 
Wafhingtoner Abkommens von 
1922 mit der Bitte um Stellung» 
nahme aushändigte. Das Memo- 
randum fordert die Mächte auf, 
ihre Bereitfchaft zu Derhandlun- 
gen über die Reviſion der Der- 
träge mit China zu erklären, 
eine „konſtruktive Politik im 
Geiſte der Waſhingtoner Konfe- 
renz“ zu verfolgen, die legitimen Beſtrebungen der chineſiſchen 
Nation zu befürworten, enthält aber bei näherem Zufehen nur ein 
einziges Zugeftändnis, das den Chinefen ſofort und bedingungslos 
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für England erwecken würde. 
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gemacht werden ſoll, nämlich die in Kanton bereits erfolgte Erhebung 
der Follzuſchläge, wie fie im Wajhingtoner Abkommen in 
Ausſicht genommen waren. 3 

England hatte das Memorandum offenbar in dem Glauben ab» 
gefaßt, daß es ohne Rüdficht auf Annahme oder Ablehnung die 
Thinefen von der guten Abſicht Englands überzeugen und Sympathie 
Das Gegenteil trat jedoch ein: den 
Kantoneſen erſchienen die engliſchen Vorſchläge als viel zu eng, ſie 
forderten den Abſchluß neuer Verträge und die 1 Abſchaffung 
der Exterritorialität und der fremden Niederlaf ungen. Eine ver⸗ 
ſchärfte Agitation ſetzte ein. Beſonders hoch gingen die Wogen in 
Hankau, wo die aufgeregten Doltsmaffen in den erſten Januartagen 
in die von engliſchen Marinetruppen beſetzte engliſche Niederlaſſung 
eindrangen, um die Kückgabe der Niederlaſſung mit Gewalt zu er⸗ 
zwingen. In der richtigen Erkenntnis, daß ein Fernhalten der Volks- 
maſſen ohne Gebrauch von Schußwaffen nicht durchzuführen war, 
daß eine ſolche Maßnahme aber die bedenklichſten Folgen für die 
Engländer in ganz China hätte haben müſſen, a die Engländer 
ihre Truppen zurück und überließen die Niederlaſſung dem Schutz der 
Kantontruppen. Obwohl inzwiſchen die Ordnung wieder hergeſtellt 
iſt, iſt dieſer Vorgang dennoch eine beachtenswerte Schwächung der 
engliſchen Stellung. 5 

Ebenſo blieb der Verſuch des neu ernannten engliſchen Geſandten 
Miles Lampſon, der faſt gleichzeitig mit der Übergabe des Memo⸗ 
randums auf feiner Durchreife nach Peking Jankau beſuchte, mit dem 
Außenminiſter der Kantonregierung Chen-Nu-Jen zu einer Einigung 
zu gelangen, erfolglos. Lampſon mußte ſeinen Weg nach Peking un⸗ 
verrichteter Sache fortſetzen. Auch die Aufnahme des Memorandums 
durch die Mächte war eine ungünſtige: nur Italien ſchloß ſich dem 
engliſchen Vorſchlage im weſentlichen an, Japan und Frankreich 


Die „Reftpuntte”. 


Gegenwärtig wird über die beiden letzten Fragen der deutſchen 
Abrüftung verhandelt, die noch nicht erledigt find, nämlich über die 
Frage der deutſchen Oſtfeſtungen und der Ausfuhr von Kriegs- 
material. Da man ſich in Genf über dieſe beiden Fragen nicht 
einigen konnte, beſchloß man zwar die Abberufung der Militär⸗ 
kontrollkommiſſionen aus Deutſchland auf den 51. Januar d. J., be⸗ 
hielt jedoch dieſe beiden Rejtfragen weiteren Verhandlungen zwiſchen 
Deutſchland und den Alliierten vor. Fuſtändig für dieſe Fragen iſt 
auf der Seite der Alliierten die Botſchafterkonferenz in Paris, mit 
5 gegenwärtig General v. Pawelz und Geheimrat Forſter ver⸗ 
andeln. 

Der Inhalt der beiden Reſtfragen iſt kurz folgender: Bekannt⸗ 
lich hat Deutfchland auf Grund des Derfailler Vertrags feine ſämt⸗ 
lichen Feſtungen im Weſten und an der See ſchleifen müſſen. Nur 
einige Feſtungen im Oſten ſind ihm gelaſſen worden, jedoch mit be⸗ 
ſtimmten Einſchränkungen. Selbſtverſtändlich hat man das Deutſch⸗ 
land nicht zugeſtanden, um ihm gefällig zu ſein, ſondern deswegen, 
weil die bolſchewiſtiſche Gefahr damals aus dem Oſten drohte und 
die Alliierten es doch für nützlicher, auch für ſich ſelbſt, hielten, 
. gegen eine eventuell hereinbrechende bolſchewiſtiſche Flut 
gewiſſe Möglichkeiten des Widerſtandes zu belaſſen. Ausdrücklich 
wurde jedoch feſtgeſetzt, daß dieſe Feſtungen in ihrem gegenwärtigen 
Fuſtand erhalten werden müſſen. Um die Interpretation dieſer 
Formel gehen nun die Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Deutſch⸗ 
land und den Alliierten zum guten Teil. Der deutſche Standpunkt 
iſt, daß eine Feſtung, die nicht unterhalten werden darf, die alſo ver⸗ 
fällt, nichts wert iſt, ebenſowenig eine, an der keine Derbeſſerungen 
getroffen werden können, durch die die Feſtung der Entwicklung 
neuer Kampfmethoden angepaßt wird. Die Gegenſeite will die 
Formel vom gegenwärtigen Fuſtand dahin auslegen, daß durch fie 
jede Anderung und jede Derbejjerung, jeder weitere Ausbau und 
jede Vervollkommnung ausgeſchloſſen werden. Es ſind nun in den 
Jahren nach dem Kriege gewiſſe ergänzende Verteidigungsanlagen, 
dauptſächlich Unterſtände, gebaut worden, um deren Beſeitigung 
oder Erhaltung der Kampf geht. Von franzöſiſcher Seite wird ſehr 
ſtark mit dem Argument operiert, die an unſeren Oſtfeſtungen ge⸗ 
troffenen Derbefferungen hätten einen offenſiven Charakter gegen 
Polen, und natürlich wird von polniſcher Seite ebenfalls ſehr lebhaft 
mit dieſem Argument gearbeitet. Man tut ſo, als ob man dieſe 
deutſchen Oftfejtungen für aggreſſiv und nur als Vorbereitung für 
einen kommenden deutſchen Angriff anſehen und werten könnte. In 
Frankreich hat ſich die Preffe dieſer Dinge bemächtigt. Die Kechts⸗ 
preſſe und alle jene, die Briands Verſtändigungspolitik ſtören 
wollen, nehmen die Frage der Oftfeftungen zum erwünſchten Anlaß, 
um gegen Deutſchland zu hetzen und die Atmoſphäre zu verſchlechtern, 
wobei die törichteſten Argumente herhalten müſſen. Es iſt klar, daß 
keine Rede davon fein kann, daß die paar Derteidigungsanlagen, 


lehnten ab, Belgiens und Hollands Antwort bedeutet ſachlich eine 
Abſage, Amerika hat noch nicht Stellung genommen. Damit iſt die 
Einheitsfront der Mächte zerſchellt. Mit Spannung wird man der 
weiteren Entwicklung der Dinge entgegenſehen können. Im Mittels 
punkt ſteht die Frage, ob England an der Politik des Nachgebens 
feſthalten oder zur Gewaltpolitik zurückkehren wird. Es hat den 
Anſchein, daß man einen Mittelweg einſchlagen will, nämlich bis 
zur Grenze des Möglichen nachzugeben, aber Vorſorge zu treffen, daß 
Vorgänge, wie fie ſich in Hank au abſpielten, an anderen wichtigen 
Orten ſich nicht wiederholen. Der Entſchluß der Engländer in 
Schanghai, die dortige internationale Niederlaſſung, die in der 
Hauptſache von ihnen beherrſcht wird, nötigenfalls mit Waffen zu 
verteidigen und die Konzentration einer großen engliſchen Kriegs ⸗ 
flotte vor Schanghai, dürften darauf hindeuten. 

Die militärpolitiſche Lage hat dich in den letzten Monaten inſo⸗ 
fern vereinfacht, als durch den Kückgang des Einfluſſes Wu⸗Pei⸗ Fus 
und der Anlehnung Sun⸗Chuan⸗Fangs an Chang⸗Tſo⸗Lin im Grunde 
nur noch zwei Hauptgruppen beſtehen: die Gruppe Kantons und 
$seng-Nü-Kftangs auf der einen Seite, die der Generäle Chang⸗Tſo⸗ 
Lin, Wu⸗Pei⸗Fu und Sun⸗Chuan⸗Fang auf der anderen. Die neben⸗ 
ſtehende Skizze ſtellt einen Verſuch dar, ein ungefähres Bild des 
gegenwärtigen Standes der fortgeſetzt ſich wandelnden Grenzen der 
Einflußgebiete zu geben. Auch hier kann der Weiterentwicklung mit 
Spannung entgegengeſehen werden: Werden die chineſiſchen Macht 
haber fortfahren, ſich zu zerfleiſchen, oder werden fie eine Einheits. 
front gegen England und die Mächte bilden? Was geſchehen wird, 
iſt nicht zu überſehen, ſicher aber iſt, daß ſich auch die Machthaber 
mit allen Schichten der Bevölkerung darin einig ſind, daß das be⸗ 
gonnene Werk der Befreiung von ausländiſcher Bevormundung bis 
zu ſeinem Ende durchgeführt werden muß. 


Zur Zeitgeſchichte 


die wir im Oſten haben, eine Bedrohung Polens darſtellen können, 
das eine größere Armee hat als wir ſelbſt, und das mit der größten 
Militärmacht des Kontinents, mit Frankreich, ein enges Bündnis 
hat. Es iſt doch klar, und jedermann in Deutfchland weiß es, daß 
ein deutſcher Angriff auf Polen ſofort den Angriff Frankreichs am 
Rhein zur Folge hätte, alſo einen europäiſchen Krieg, dem Deutfch- 
land militäriſch nicht im geringſten gewachſen iſt und an den kein 
Menſch denkt, der nicht von Sinnen iſt. 

Der zweite „Reſtpunkt“, um den es ſich handelt, iſt die Frage 
der Ausfuhr von Kriegsmaterial. Der Verſailler Vertrag verbietet 
die Produktion und Ausfuhr von Kriegsmaterial, und bekanntlich 
haben wir in unſerer Induſtrie gewaltige Ferſtörungen und Um⸗ 
ſtellung ganzer Induſtriezweige durchführen müſſen, um dieſer Forde⸗ 
rung des Derfailler Vertrags zu genügen. Aber es ging mit dieſer 
Frage fo wie mit mancher anderen; die Gegenſeite kam immer 
wieder mit Neu- und Nachforderungen und neuen Auslegungen. So 
will man jetzt auch die Ausfuhr von Halbfabrikaten, die zur Pro- 
duktion von Kriegsmaterial dienen können, verbieten, fogar die Pro⸗ 
duktion und die Ausfuhr einer großen Anzahl von optiſchen In⸗ 
ſtrumenten, die im Krieg Verwendung finden können. dieſe Forde⸗ 
rungen werden beſonders von England erhoben, wobei ganz klar iſt, 
daß es ſich dabei nicht nur um militäriſche Sicherheit, ſondern viel⸗ 
leicht noch mehr um Wirtſchaftskonkurrenz handelt. Die optiſche 
Induſtrie Englands ſoll in der Hinficht auf die engliſche Regierung 
einen ſtarken Druck ausüben. Es iſt klar, daf wir unſere Konkurrenz⸗ 
fähigfeit auf dem Weltmarkt nicht vermindern laſſen und durch Ein⸗ 
2 wichtiger Induſtriezwetge die Arbeitsloſigkeit nicht noch mehr 
teigern können. 

In welcher Weiſe ſchließlich die Löſung gefunden werden wird, 
iſt noch nicht erſichtlich. Die Verhandlungen find ſchwierig und 
durch vielerlei juriſtiſche und techniſche Detailfragen kompliziert. 
Trotzdem darf man die Hoffnungen auf eine Löſung nicht aufgeben. 
Sollte ſie nicht zu finden ſein, ſo würden beide Fragen dem Haager 
Schiedsgericht zur Entſcheidung überwieſen werden, 


Das vorläufige deutſch-polniſche Abkommen über 
die polniſchen Landarbeiter. 


Vor dem Kriege unterlagen die ausländiſchen Wanderarbeiter in 
Deutſchland, von denen allein in der Landwirtſchaft über 400 000 be- 
ſchäftigt wurden, der Vorſchrift, daß fie am Ende eines jeden Jahres 
in ihre Heimat zurückkehren mußten. Während der Kriegsjahre _ 
konnte dieſe Vorſchrift nicht durchgeführt werden, und auch nach dem 
Kriege hat man bisher in der Praxis von der Ausübung dieſes ſo⸗ 
genannten Kückkehrzwanges abgeſehen. Dies führte dazu, daß ein 
Teil der ausländiſchen Wanderarbeiter auch in den Wintermonaten 
in Deutſchland blieb, was weder im Intereſſe Deutſchlands lag, 
wo die Ausländer ſeßhaft zu werden drohten, noch im Intereſſe 
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ihrer Heimatländer, die mit dem Derluft ihrer Stammesgenoſſen 
rechnen mußten. Außerdem fehlte es an einer Neuregelung der 
Anwerbung, die früher in Oſterreich und Rußland nach beſtimmten 
Vereinbarungen vor ſich ging. Von den ausländiſchen Landarbeitern 
in Deutſchland, deren Fahl übrigens im vergangenen Jahr nur noch 
157 000 betrug, find die überwiegende Mehrzahl, nämlich 125 000, 
Polen. Damit war das gemeinſame Intereſſe Deutſchlands und 
Polens an einer vertraglichen Regelung dieſer Frage gegeben. 

Verhandlungen über den Abſchluß eines Wanderarbeiter 
abkommens zwiſchen Deutſchland und Polen ſind bereits vor 
längerer Zeit aufgenommen worden. Wenn auch auf polniſcher 
Seite grundſätzlich anerkannt wurde, daß auch die länger in Deutſch⸗ 
land befindlichen Wanderarbeiter im allgemeinen wieder in die 
Wanderbewegung einzubeziehen ſeien, war es doch ſchwer, über den 
Umfang und das Tempo dieſer Wiedereinbeziehung zu einer Der- 
ſtändigung zu kommen. Es gelang daher zunächſt nur im Anfang 
vorigen Jahres ein vorläufiges Abkommen über die Anwerbung 
polniſcher Wanderarbeiter für das Jahr 1926 abzuſchließen. Nun⸗ 
mehr iſt durch ein am 9. Dezember im Auswärtigen Amt in Berlin 
unterzeichnetes Protokoll auch für 1927 ein vorläufiges Abkommen 
über die Anwerbung zuſtande gekommen, eine Vereinbarung über 
die Rückwanderung polnifcher Wanderarbeiter im Winterhalbjahr 
1926/27 und eine Derftändigung über Abänderungen des Arbeits- 
vertrags der polniſchen Landarbeiter in Deutſchland und ihre An- 
ſprüche auf dem Gebiete der ſozialen Derficherungen. Mit dieſen 
verſchiedenen Abkommen wird einmal dem deutſchen Wunſche Rech⸗ 
nung getragen, die Wanderbewegung auch für die länger im Lande 
befindlichen polniſchen Arbeiter allmählich wieder in Gang zu 
bringen, wobei aber Härten vermieden werden ſollen, es wird zweitens 
im beiderſeitigen Intereſſe in einem genau beſtimmten Zujammen- 
arbeiten der polniſchen Organe mit der Deutſchen Arbeiterzentrale die 
Anwerbung geregelt, und es wird drittens in ſozialem Sinne die recht⸗ 
liche und wirtſchaftliche Lage der polniſchen Wanderarbeiter verbeſſert. 

Es iſt zu hoffen, daß nach ſo umfangreichen Vorarbeiten der 
Abſchluß eines endgültigen Abkommens gelingt, worüber noch vor 
dem 1. Februar dieſes Jahres Verhandlungen aufgenommen werden 
ſollen. Eine Gefahr übermäßiger Verwendung polniſcher Wander- 
arbeiter in Deutſchland iſt durch dieſes Abkommen nicht gegeben, da 
die Verwendung ausländiſcher Arbeitskräfte in Deutſchland allgemein 
behördlicher Genehmigung unterliegt. Insbeſondere iſt das Kon- 
tingent der ausländiſchen Landarbeiter durch Mabinettsbeſchluß für 
dieſes Jahr von 150 000 auf 100 000 herabgeſetzt. 


Die deutſchen Auslandsanleihen. 


Über die Höhe der von deutſcher öffentlicher und privater Seite 
im Ausland aufgenommenen Anleihen iſt man im allgemeinen 
im In- und Ausland nicht genügend unterrichtet. Es iſt unter 


Wer nimmt in Deutschland 
Auslandsanleihen auf? 
Sſend Ende 10% 


(in Millionen RM.) 


diefen Umſtänden von Intereſſe, den jüngſten Stand unferer Aus⸗ 
landsanleihen auf Grund neuer Berechnungen wiederzugeben. Mitte 
Dezember 1926 beliefen ſich die im Ausland aufgenommenen öffent⸗ 
lichen und privaten Anleihen auf einen Nominalbetrag von 
insgeſamt 3871,6 Millionen RM, dem Emiſſionswert nach 
auf 5644,6 Millionen Rm., von dem noch für die Dawesanleihe 
85 Millionen RM. und für die übrigen Anleihen etwa 5 v. 5. an 
Proviſionen, Kursverluſten uſw. abgezogen werden müſſen, ſo daß 
alfo nur annähernd 5400 Millionen AM. nach Deutſchland geflofjen 
find, die zum Nominalbetrag verzinſt und amortifiert werden müſſen. 
Wie fih der Nominalbetrag der im Ausland aufgenommenen 
Anleihen im einzelnen auf die deutſchen Empfänger 
verteilt, zeigt das Schaubild. 

Die Anleihen lauten in den meiſten Fällen über Dollar, obſchon 
auch von dieſen Dollaranleihen namhafte Beträge in anderen Län⸗ 
dern, vor allem in England und Holland, untergebracht wurden. 
Der weitaus größte Teil der Anleihen wurde in New Vork auf- 
genommen. Auf andere Länder, z. B. auf die Schweiz, auf 
Schweden uſw., entfallen verhältnismäßig geringere Beträge. 


Die Erzeugung von Roheifen und Rohftahl in 
der Welt und der Anteil Deutſchlands. 


Die bisher vorliegenden Überfichten über die Erzeugung von 
Roheiſen und Rohſtahl in der Welt für 1926 zeigen eine Steigerung 
ſowohl der Roheiſenproduktion als der Rohſtahlproduktion gegen⸗ 
über dem Jahr 1925. Dieſe Zunahme iſt vornehmlich eine Folge 
der Produktionsſteigerung in den Vereinigten Staaten, 
während in Europa wichtige Erzeugungsländer eine beträchtliche 
Abnahme gegenüber dem Vorjahre zu verzeichnen haben. Deut ſch⸗ 
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land hat infolge der ſchweren Krife und der Depreſſion, die den 
größten Teil des Jahres über dauerten, an Roheifen weniger ge⸗ 
wonnen als im Vorjahre, während allerdings die Rohftahlerzeugung 
etwas höher iſt als 1925. England hat unter den Wirkungen 
des Kohlenſtreiks gelitten und ſowohl an Roheifen wie an Rohſtahl 
nicht halb ſoviel produziert wie im Jahre 1925. Dagegen haben 
Frankreich und Belgien, die 1926 infolge ihrer inflationiſti⸗ 
ſchen Währungsverhältniſſe eine Art wirtſchaftlicher Scheinblüte 
durchmachten, ihre Produktion weſentlich fördern können. Inter⸗ 
eſſant iſt, daß vor allem Rußland fowohl feine Roheifen- wie 
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feine Rohftahlproduftion erheblich geſteigert hat; in Roheifen um 
nicht weniger als 81 v. H. gen 

Nach einer von der Feitſchrift „Stahl und Eifen“ gegebenen 
Uberſicht über die Produktion der wichtigſten eifen- 
und ſtahlerzeugenden Länder — die Angaben für das 
Jahr 1926 ſtellen allerdings Schätzungen dar, wenn auch auf Grund 
zuverläſſiger Unterlagen — ergibt ſich für die beiden letzten Jahre 
das aus dem vorſtehenden Schaubild erſichtliche Bild. 5 

Im ganzen ergibt ſich bei einer Betrachtung der Produktions- 
ergebniſſe in den beiden letzten Jahren zunächſt die überragende Be⸗ 
deutung der Roh ſtah lerzeugung gegenüber der Rohe if en ⸗ 
erzeugung. Die Weltproduktion von Koheiſen iſt um rund 2% Mil 
lionen Tonnen gegenüber 1925 geſtiegen, die Rohſtahlproduktion um 
rund 1% Millionen. Immerhin hat die Erzeugung von Koheiſen noch 
nicht den Dorkriegsſtand erreicht, im Gegenſatz zur Erzeugung 
von Rohftahl, die die Vorkriegsproduktion erheblich überjchritten hat. 
Innerhalb der europäiſchen Roheifenerzeugung nimmt Deutſch⸗ 
land, trotz des Rückgangs der Roheiſenproduktion im Jahre 1926, 
immer noch die führende Stellung ein, wenngleich Frankreich, 5 
günſtigt von inflationiſtiſchen Währungsverkältnifien, ſtark aufgeholt 
hat. Der Tiefſtand der Produktion in Deutſchland war in den erſten 
Monaten 1926 erreicht; von da an hat ſich die Produktion allmählich 
wieder erholt und ſowohl bei Roheiſen als auch bei Rohftahl vom 
Sommer an den Monatsdurchſchnitt des Jahres 1925 überſchritten. 

Don Intereſſe iſt, daß im Jahre 1926 die an der internationalen 
Rohftahlgemeinfchaft beteiligten Länder die jährlich feſtgeſetzte Quote 
von rund 30 Millionen Tonnen nicht erreicht haben, 


währungspolitiſche maßnahmen in Europa. 
II. 


Deflationspolitik in Italien. = 

Der italieniſche Notenumlauf betrug vor dem Kriege ungefähr 

2% Milliarden 5 davon waren rund 500 Millionen Staatskaſſen⸗ 
ſcheine; bei Kriegsende 11750 Millionen in Banknoten und 2124 
Millionen in Staatspapiergeld. Ende Juli 1926 betrug der Noten- 
umlauf 19,5 Milliarden. Hiervon waren 6,7 Milliarden durch 
Schatzwechſel gedeckt. Dieſer Betrag an Banknoten, ſowie der un⸗ 
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gebunden 27 M. 


Dieſer Schlußband des Handbuchs der Politik entſpringt einer 
er ale Idee. Er faßt nämlich in geiſtig und 
techniſch geſchickter Form alle großen politiſchen Dokumente ſeit 
der franzöſiſchen Revolution bis heute zuſammen. In ſechs große 
Abſchnitte iſt dieſer Zeitraum zerlegt: 1. Don der franzöſiſchen 
Revolution bis zum Wiener Kongreß, 2. von der hl. Allianz bis 
zum Norddeutſchen Bund, 3. von der Gründung des Deutſchen 
Reichs bis zum Tode Kaifer Wilhelms I., 4. das letzte Viertel ⸗ 
jahrhundert vor dem Krieg, 5. der Weltkrieg, 6. die jüngjte Seit. 
Jeder dieſer Abſchnitte wiederum iſt in zwei Kapitel eingeteilt. 
In dem erſten werden die wichtigſten Dokumente aus dem freien 
politiſchen Schrifttum der Zeit wiedergegeben, jo 3.8; im dritten 
Abſchnitt charakteriſtiſche Abſchnitte aus den Werken von Laſſalle, 
Treitſchke, Nietzſche und Carlyle. In dem zweiten Kapitel werden 
die wichtigſten politiſch⸗diplomatiſchen Dokumente, d. b. Seugniſſe 
aus der unmittelbaren praktiſchen Politik, gebracht. a 

Auf dieſe Weiſe entfteht ein glänzender Generalüberblid über 
die Strömungen, die inneren Geſetze und Zufammenhänge der 
modernen deutſchen und internationalen Politik. Denn der Rahmen 
des Werks greift nicht nur über Deutſchland ſondern auch über 
Europa auf die geſamte Weltpolitik hinaus. Feugniſſe, wie z. B. 
die Proklamation Gambettas und Folas offener Brief „Paccuse“, 
die ruſſiſche Verfaſſung von 1905 und die Auflöſung der Union 
zwiſchen Schweden und Norwegen ſeien hier nur als Beiſpiele für 
den europäiſchen Rahmen erwähnt, die Monroedoktrin und die 
Dragodoktrin, das Schreiben Edward Greys über die Kongo-Greuel, 
die Unabhängigkeitserklärung Agyptens durch die britiſche Regierung 
1922 als willkürlich herausgegriffene Beiſpiele für den welt⸗ 
politiſchen Rang diefes Buches. Es gibt tatſächlich wohl kaum ein 
wichtiges Dokument der modernen Weltpolitik, das hier nicht vor⸗ 
gelegt wird. Hinzukommt, daß jedem einzelnen Dokument eine 
kurze hiſtoriſche Vorbemerkung und eine ausgewählte Bibliographie 
tische Kelche iſt. Großer lesbarer Druck erleichtert auch die prak⸗ 
tiſche Lektüre und Benutzung. So kann man dieſen Schlußband des 


gefähr 2 Milliarden betragende Umlauf an Staatskaſſenſcheinen 
kommen zunächſt alſo in Frage, wenn der faſchiſtiſche Staat ſein 
groß angekündigtes Deflationsprogramm durchführen will. Anlaß 
zu dieſem Programm war die plötzliche Kursſteigerung des engliſchen 
Pfundes in dieſem Sommer, das in kurzer Zeit von 120 auf 150 
ſtieg, nachdem es 4 Jahr infolge der geſchickten Politik des Finanz⸗ 
miniſters Volpi auf 120 beharrt hatte. Man ergriff alſo ſofort 
Maßnahmen zum Schutze der Fahlungsbilanz, Einfuhrbeſchränkungen, 
ſchärfere Deviſenkontrolle uſw., und Muſſolini verkündete am 
17. Auguſt in einer feiner Reden die dann am 51. Auguſt 1926 heraus- 
gegebenen Deflationsmaßnahmen. Der erſte Erfolg war ein panik⸗ 
artiger Kursſturz an der Börſe, durch den die produktionsvernich⸗ 
tenden Wirkungen der Deflation eskomptiert wurden. 

Praktiſch iſt bis jetzt folgendes geſchehen: Zwecks Einziehung 
der durch Schatzwechſel gedeckten Noten iſt zunächſt der Ertrag der 
im vorigen Jahr in Amerika aufgenommenen 90-Millionen-Dollar« 
Anleihe an die Bank von Italien überwieſen worden, womit 
2% Milliarden Liranoten zurückgekauft werden ſollen. Funächſt 
laufen aber dieſe Noten noch um, die jetzt allerdings eine beſſere 
Deckung haben. Außerdem ſollen aber I Milliarde Lire Staats- 
kaſſenſcheine eingezogen und verbrannt werden. Man braucht aber 
auch davon keine allzu großen Deflationswirkungen zu befürchten, 
da der Umlauf dieſer Scheine relativ langſam war. Das Fiel der 
Deflation kennt niemand. Die Regierung hat gelegentlich die Zahl 
von 8 Milliarden als das Maß des notwendigen kommerziellen 
Geldumlaufs bezeichnet. Ob nun die Deflation ſich, wie es den 
Anſchein hat, ſehr langſam oder wie man zuerſt fürchtete, ſehr ſchnell 
vollziehen wird, die Aktion iſt durch die vorherige Ankündigung un⸗ 
nötig erſchwert worden. Eine gewiſſe Grenze für die Deflation er⸗ 
gibt ſich unter Berückſichtigung der eben genannten 8 Milliarden aus 
folgenden Tatſachen. Es gibt noch 4250 Millionen Banknoten auf 
Staatsrechnung, ferner die mit der Morgananleihe gedeckten 
2% Milliarden, 1700 Millionen Silbermünzen, 1500 Millionen 
durch die Neferven der Emiſſionsbanken von Neapel und Sizilien 
gedeckt und weitere 3000 Millionen durch ein Induſtriekonſortium 
garantierte Noten. Dieſe Beträge laufen nicht alle um, es beſteht 
aber immerhin die Möglichkeit, trotz des Deflationsprogramms 
einen Umlauf von annähernd 20 Milliarden Lire zu tätigen. 

Dr. H. Reif. 


Blick in die Bücher 


Nandbuchs für Politik ohne Übertreibung als „Krönung dieſes 
wichtigen politiſchen Standardwerks bezeichnen. Der Politiker kann 
ihn einfach nicht entbehren, weil er hier Dokumente geſammelt und 
geordnet vorfindet, die trotz ihrer Wichtigkeit in den verſchiedenſten 
Werken verſtreut und vergraben liegen mögen. 

Wir meinen, daß dies Werk auch vor allem für das wiſſen⸗ 
ſchaftliche Studium der Politik in den ſtaatswiſſenſchaftlichen und 
politiſchen Seminaren unſerer Hochſchulen ein ideales Studien- 
objekt ſei. Aus ihm ließen ſich mannigfache Seminarübungen ab⸗ 
leiten, die von höchſtem theoretiſchen und praktiſchen Reiz getragen 
ſein könnten. Wir buchen dies Werk als eine wichtige Etappe im 
Fortſchritt unſerer wiſſenſchaftlichen politiſchen Bildung. 


Handbuch zur Schleswigſchen Frage. In Verbindung mit Prof. 

D. Dr. Otto Scheel herausgegeben von Dr. Karl Alnor, 
II. Band. Die Schleswigſche Frage von 1914 bis 1920. I. Teil: 
Die Kriegszeit, 2. Lieferung. Verlag Karl Wachholtz, Neumünſter 
1926. 


Die pünktlich erſchienene zweite Lieferung des groß angelegten 
Handbuches von Alnor verarbeitet ein gemeinhin faſt unbekanntes 
und außerordentlich intereſſantes Material. Die Schleswigfrage 
berührt dieſer Abſchnitt nur indirekt. Er befaßt ſich im weſent⸗ 
lichen mit dem Verhalten Dänemarks und insbeſondere feiner öffent⸗ 
lichen Meinung während des Krieges gegen Deutſchland. So öffnet 
ſich vor unſern Blicken ein Stück deſſen, was man den unterirdiſchen 
Weltkrieg genannt hat. Wir erfahren von den Defenſivrüſtungen 
des däniſchen Heeres, von däniſchen Uriegsfreiwilligen in Entente- 
heeren und von dem propagandiſtiſchen Derfuch gewiſſer übel be⸗ 
ratener Kreife, die ſehr belangloſen Feldpoſtbriefe dieſer vereinzelten 
Abenteurer zu Dokumenten einer däniſch⸗franzöſiſchen Freundſchaft 
hinaufzufchrauben. Durch genaueſte Quellenangabe wird im ein- 
zelnen belegt, wie Regierung, Sozialdemokratie und einige 
Intellektuelle eine korrekte, zum Teil ſogar wohlwollende Haltung 
gegenüber Deutſchland einnahmen, während die Boulevard-Blätter, 
aber auch die Preſſe der Rechten und wiederum eine Reihe von ein⸗ 
zelnen Intellektuellen ſich hemmungslos in den Dienſt der Der- 
leumdungs⸗ und Haßpropaganda gegen die Mittelmächte hinein- 
ſtellten. Feinſinnig zeigt der Derfafler auf, wie ſelbſt bei perſönlich 
lauteren Elementen das Mißtrauen und der Haß, die aus der Dor- 
kriegseinſtellung in der Schleswigfrage erwuchſen, den Boden ab» 
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gaben, den die feindliche Propaganda leicht zu beadern vermochte. 
Pſychologiſch überaus intereſſant iſt, um eine Einzelheit zu er- 
wähnen, die Auseinanderſetzung zwiſchen Georg Brandes und 
Clemenceau, die zu einem ſchroffen Bruch zwiſchen den alten 
Freunden führte. Die vorliegende Lieferung des verdienſtvollen 
Werkes iſt ein neuer Beweis dafür, wie tief die Nationalitätenfrage 
in die innerlichſte Problematik Europas hineinreicht. 
Dr. M. H. Boehm. 


Oſtpreußen — Wirtſchaft und Verkehr, herausgegeben von Prof. 
Dr. Blum, Reichsbahn⸗Gberrat Privatdozent Dr. Wißmann 
und Direktor bei der Reichsbahn Fritſche. Sonderausgabe der 
„Verkehrstechniſchen Woche“, der Seitſchrift für das geſamte Ver⸗ 
kehrsweſen. Verlag Guido Hadebeil A.⸗G., Berlin 1926, 54 Seiten, 
mit Bildern, Karten und graphiſchen Darſtellungen, Preis 5 M. 

Ein dankenswertes Unternehmen, im Rahmen eines Sonderheftes 
nicht nur die Verkehrsfragen Oſtpreußens, ſondern auch die der 
oſtpreußiſchen Landwirtſchaft und Induſtrie zu behandeln und ferner 
Oſtpreußens Bedeutung früher und jetzt, ſeine Landwirtſchaft u. a. m. 
von fachkundigen Männern ſchildern zu laſſen! Das Geleitwort 
ſchrieb der verdienſtvolle Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen, 
Siehr. In wenigen Sätzen gibt er einen alle wichtigen Probleme 
des deutſchen Oſtens berührenden Überblick. 

Der Präſident der Keichsbahndirektion Königsberg, Moeller, 
bietet eine vorzügliche Darſtellung deſſen, was Oſtpreußen vor dem 
Kriege war und im und nach dem Kriege wurde; Landwirtſchaft, 
Induſtrie, Handel und Gewerbe werden in großen Sügen behandelt. 
Über die oſtpreußiſche Landſchaft ſchreibt der Provinzial⸗Konſervator 
Prof. Dr. Detlefſen, Königsberg, über die Landwirtſchaft der frühere 
Oberpräfident von Oſtpreußen, von Batocki, über die Induſtrie 
Dr. Bock, Syndikus des Derbandes oſtpreußiſcher Induſtrieller. 
Einen breiteren Raum nehmen die Verkehrsfragen ein, wie Eiſen⸗ 
bahnverkehr, Schiffahrt, Luftverkehr. Mehrere Aufſätze zeigen 
ſchließ lich die Bedeutung der Provinzialhauptſtadt Königsberg. Wert⸗ 
volle Karten und eine große Anzahl charakteriſtiſcher Bilder unter⸗ 
ſtützen die Aufſätze aufs beſte. Das Heft informiert vorzüglich über 
die Schwierigkeiten der Lage der „oſtpreußiſchen Inſel“. 


Am die Freiheit deutſcher Luftfahrt. Don Prof. Dr. E. Everling. 
Adolf Sponholtz⸗Verlag G. m. b. )., Hannover. 16 Seiten. 

Die außerordentliche Bedeutung, die das Luftfahrzeug und der 
Luftverkehr für Deutſchland (als Durchgangsland für den geſamten 
europäiſchen Luftverkehr) beſitzt, und die untragbare Lage, die die 
droſſelnden Beſtimmungen des Verſailler Vertrages für die Ent⸗ 
wickelung der deutſchen Luftſchiffahrt geſchaffen haben, umreißt 
Prof. Everling in dieſem knappen, überſichtlich geordneten Schriftchen. 
Der Kampf um die Gleichberechtigung in der Luft, die heute auch 
eine eminent wirtſchaftliche Angelegenheit iſt, iſt eine der wichtigſten 
Aufgaben der Gegenwart. Hierfür allgemeines Verſtändnis zu er⸗ 
wecken, iſt die Aufgabe dieſer Schrift. 


Die Beſiedlung der Mittelmark von der flawiſchen Einwanderung 
bis 1624. Eine hiſtoriſch⸗geographiſche Unterſuchung von 
Dr. Werner Gley in Frankfurt a. M. mit 17 Textabbildungen, 


2 Tafeln und einer farbigen Karte, 168 Seiten, Verlag J. Engel⸗ 


horn Nachf., Stuttgart 1926. ER 
Der vorliegende Band iſt der erſte mit Ergebniſſen der 
„Forſchungen zum Deutſchtum der Oſtmarken“, die im Auftrage der 
Preuß. Akademie der Wiſſenſchaften Archivdirektor Dr. Hans Witte 


—— Neue Schriften — 


leitet. Es handelt ſich um eine Arbeit, die auf dem Wege über die 
Siedlungs⸗Geographie die eee der Mittelmark durch 
die Deutſchen nachweiſt. Der Verfaſſer hat umfangreiches Material: 
Urkunden, Regiſter, Flurkarten und typographiſche Karten verwandt, 
die Ortsnamen, Ortsformen, Gemarkungsgrenzen uſw., die Ober⸗ 
flächengeſtaltung, das Klima u. a. m. zur Unterſuchung herangezogen, 
ferner das flawifche und das deutſche Siedlungs⸗ und Agrarweſen 
ſowie den Gang der Kolonifation im allgemeinen und in einzelnen 
Gebietsteilen exakt wiſſenſchaftlich unterſucht und behandelt. Es iſt 
eine verdienſtvolle Arbeit, die eine brauchbare Grundlage für Deutſch⸗ 
tumsforſcher und politiker bildet. 


Bedeutung und Umfang der Berufsberatung. Kurzgefaßtes Hand- 
wörterbuch. Don Dr. Otto Neuburger, Hauptarbeitsamt 
München. München 1926. Bayer. Kommunalfchriften-Derlag. 
G. m. b. . 172 . 8 M. 


Die neue Schrift des als Verwaltungsbeamten und Publiziſten 
gleich namhaften Autors ſtellt ein ausgezeichnetes Nachſchlagewerk 
für den Theoretiker wie für den praktiſchen Berufsberater dar. In 
alphabetiſchen Stichwörtern führt es die geſamte Gliederung nicht 
nur des eigentlichen Stoffgebiets der Berufsberatung vor, ſondern 
reicht weit darüber hinaus in das Gebiet des eigentlichen Arbeits- 
nachweisweſens hinein. Dies iſt bei dem engverketteten Zu⸗ 
jammenhang zwiſchen Berufsberatung und Arbeitsvermittlung von 
größtem Nutzen. Die Gefahr der Iſolierung der Berufsberatung 
einerſeits, des Arbeitsnachweisweſens andererſeits, die in der Praxis 
leider nicht ſelten beſteht, iſt auf das glücklichſte vermieden. Das 
Buch ſollte in keiner Berufsberatungsſtelle und in keinem Arbeits» 
nachweisbüro fehlen, Rau. 


Herausgegeben von Dr. Erna 


Hausfrauen-Taſchenkalender 1927. 
Franckh'ſche Verlagsbuch⸗ 


Meyer, München. Stuttgart 1926. 
handlung. 120 S. Lw. 2 M. 


Die Hausfrauen find in der Reichsſtatiſtik endlich als 
„Beruf“ anerkannt worden. Sie ſind nicht nur der zahlreichſte, 
ſondern auch der wichtigſte Beruf, von deſſen Verhalten die wirt⸗ 
ſchaftliche Zukunft Deutſchlands in ſtarkem Maße beeinflußt wird. 
Denn durch die Hände der Hausfrauen gehen Jahr für Jahr 
50 Milliarden Goldmark, die zur Ernährung, Bekleidung, Be⸗ 
hauſung uſw. unferes 61⸗Millionen⸗Volkes ausgegeben werden. Und 
weitere Dutzende von Milliarden dienen dazu, die Werkzeuge, 
Maſchinen und ſonſtigen Hilfsmittel zur Erzeugung des Baus⸗ 
haltungsbedarfes herzuſtellen. Es kommt alſo ſehr viel darauf an, 
daß die 15 Millionen Frauen, die im Haushalte tätig find, ihre 
eigene Bedeutung begreifen und mit dem Gefühl der Verantwortung 
auch den Willen zu zweckmäßigſter Wirtſchaft gewinnen. 

Als ein kleines Mittel zu dieſem Zwecke erſcheint der Haus ⸗ 
frauen⸗Taſchenkalender 1927. Neben einem Kalendarium 
und einer Fülle von wichtigen Tabellen gibt die Verfaſſerin hier 
einen Auszug aus ihrer Arbeit zu zweckmäßiger Geſtaltung des 
Haushaltes, zur Erſparung von Zeit, Kraft und Geld. Zugleich will 
der Kalender zu regelmäßigem Anſchreiben nicht nur von Ausgaben, 
ſondern auch von anderen wertvollen Feſtſtellungen erziehen. 
Längere Abhandlungen über Rechts- und Wirtſchaftsfragen und gute 
Abbildungen ergänzen das Buch. Im ganzen ein Verſuch, der 
durchaus in der Richtung des für unſere Wirtſchaft Notwendigen 
liegt und dafür ſehr empfohlen werden kann. Jede Hausfrau wird 
Freude und Nutzen von dem Kalender haben. H. Potthoff. 


a) Geſchichte, Politik und Bürgerkunde. 

Das Saargebiet des Derfailler Der- 
trags im Spiegel der Karrikatur und 
Satire. Ein polit. u. unpol. Bilderbuch 
von d. deutſchen Saar aus d. J. 1920 bis 
1926. Vorwort Karl Wolfgang Kling, 
1. Aufl. Saarbrücken 1926. Verlag d. 
Saar-Jlluftrierten. 80 S. m. Abb. 4 M. 

Mo ſt, Otto: Die Selbſtverwaltung der 
Wirtſchaft in den Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammern. Jena 1927. G. Fiſcher. 
6,0 M., Lw. 8 M 

HBandbuch des Steuerrechts. Die 
geſamten Reichsfteuergefee (ohne Foll⸗ u. 
Derbrauchsſteuergeſetze7). Mit Erl. in 
einem Band hrsg. v. Wilh. Boethken u. 
Hans Arlt. Köln 1926. Verlag Dr. Otto 
Schmidt, Hanfahaus. 1599 S. Lw. 55 M. 
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Papen, Ferdinand von: Die fran- 
zöſiſche Fremdenlegion. Mit einem Anh. 
Die ſpan. Fremdenlegion. Eine Warng. 
f. Deutſchlands Söhne. 12. Aufl. Großen⸗ 
hain / Sa. 1926. H. Plasnick. 245. 0,50 M. 


Vorſchläge zur wirtſchaftlicheren Ge⸗ 
ſtaltung der öffentlichen Verwaltung in 
Deutſchland. Aus dem Kuratorium für 
Spar- und Dereinfahungsmaßnahmen an- 
läßlich des von ihm ausgeſchriebenen 
Preisausſchreibens eingereichten Arbeiten. 
Berlin 1926. Verlag für Wirtſchaft und 
Verwaltung. Nr. 7. 27 S. 

Wiggermann, Hermann: Heimiſche 
Volkskunde im Geſchichtsunterricht. Ein 
Verſuch z. geſchichtl. Erfaſſung d. heimatl. 
Scholle. Langenſalza 1926. J. Beltz. 68 S. 
1,25 M. 


b) Allgemeine Werke. 

Friedrich, Robert: Zur Methodologie 
des Arbeitszeitproblems. Schriften der 
Geſellſchaft für ſoziale Reform. 5. 78, 
Bd. 12. Jena 1926. G. Fiſcher. 

2,50 M. 5 

man de Hendrik: Der Sozialismus 
als Kulturbewegung. 1.—3. Tſd. Berlin 
1926. Arbeiterjugend-Derlag. 45 S. ı M. 

Peterſen, Peter: Die neueuropäiſche Er⸗ 
ziehungsbewegung. Bd. 4, Weimar 1926. 
H. Böhlaus Nachf. 157 S. aM, Lw. 
5,50 M. 

Schweizer, Georg: Staatsbürgerliche 
Bildung. Unterrichtsſtoffe f. d. Praxis in 
Volks- u. Fortbildungsſchulen. Geleit- 
wort Karl Bechtolsheimer. Gießen 1926. 
E. Roth. 60 S. ı m 
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Infolge der päpstlichen 


Verständnis der gelsiigen Lage des heuilgen Frankreich 
Verurteilung Maurras und 


der Action Frangaise . BOTTS 


EN a en. HA NDWÖRT ERBU c H 
as FFF DES KAUFMANNS 
KATHOLISCHES FRANKREICH 


Das Sonderheft 
LEXIKON FÜR HANDEL UND INDUS IE 
der Literarischen Zeitschrift Orplid 
Herausgeber Dr. Martin Rockenbach, Köln 


bringt scharf umrissene Porträts maßgeb- 
licher geistiger Führer u. charakteristische 
Proben ihres Schrifttums. Es ist also als 
wichtiger Beitrag zum Verständnis von 
weltpolitisch, philosophisch und religiös 


bedeutsamen geistigen Strömungen und Der 8 er Be Bott en 


Kämpfen bei unseren Ba DE und Nachſchlogewerk 
barn zu werten. In diesem Sonderheft 

sind die ersten deutschen Ubersetzungen Der große Bott it das erfie große 
aus dem Werke Leon Bloys enthalten. Raufmannsleriton in 5 Bänden. Er hat über 320 Mitarbeiter, 


Aus dem weiteren Inhalt: Pierre Linn: etwa 3500 Seiten Umfang mit ca. 38000 Stidywörtern, 5200 
Das Dilemma der katholischen Jugend Abbildungen, 2800 Karten und Tabellen. Soeben erſchien 


Frankreichs / Henry Massia — Literatur- Band 3 3 M 
2 nur in Halbleder gebunden 


kritiker / Maritain — Führer des Thomis- 
RM. 30.—. Profpefthefte mit Kunſtdrucktafeln, 5 


mus / Bernanos — „Die Sonne Satans“ 
geographiſchen Karten und Probeſeiten koſtenlos 
durch jede Buchhandlung oder direft vom Verlag 


Der große Bott erb be 
geſamten Wirtſchaſt 


Der große Bott . wen nr u 


erſchoͤpfend Auskunft 


Frühere Auslandshefte 
Junges Frankreich / junges 
Spanien / Junges Italien / 
Junges Oesterreich / Die 
nächsten Hefte behandeln: 2 771 
Das junge Spanien II / Das Preis HAMBURG, St 
Junge Rußland / Humor in des Einzelheftes 2,40 RM., 
der jungen dtsch. Dichtung im Dauerbezug 2,00 RM. 


ONPLID-VERLAG d. M. k. H, M. GLADBACH / KOLN 
ö 


HANSEATISCHE VERLAGSANSTALT 


Gustav Stresemann. Reden und Schriften 


| Politik, Geschichte, Literatur 1897—1926. Mit einem biographischen Begleitwort von Frhrn. v. Rheinbaben 
Zwei starke Ganzleinenbände in Kassette 16 Mark 


Hier ist das einzige große Werk, in dem der Leiter der deutschen Außenpolitik selbst Aufschluß und Rechenschaft über sein Tan und Lassen ablegt, ein Quellenwerk, 
an dem niemand Vorbeigehen kann, der die Zeitereignisse verfolgt. Ein Gesamt-Selbstbildnis jener Persönlichkeit, die im politischen Deutschland am leidenschaft- 
lichsten umstritten wird. Wenn irgendein Werk den Weg weist, der in Deutschlands Zukunft führt, so ist es dieses, es ist in seinem Umfang ein Stück Weltgeschichte. 


Friedrich Ebert. Schriften, Aufzeichnungen, Reden 


Mit unveröffentlichten Erinnerungen aus dem Nachlaß 
Zwei starke Ganzleinenbände mit vielen Bildern 15 Mark 


Dieses große Gesamtwerk des ersten deutschen Reichspräsidenten und sozialistischen Kämpfers wird durch ein umfangreiches Lebensbild aus der Feder von 
Paul Kampffmeyer eingeleitet. Es bringt unveröffentlichte und aufschlußreiche Aufzeichnungen und Erinnerungen aus dem Nachlaß, und zwar gerade aus 
der letzten Kriegszeit, der Revolution und den Jahren der Präsidentschaft. Eberts Gestalt gehört nicht nur einer Partei an, sondern der Geschichte des 
deutschen Volkes für alle Zeiten. Er war es, der das ungeheuere Werk schuf, das deutsche Volk nach dem Zusammenbruch durch die sieben schwersten Schicksals- 
jahre zu führen und das Deutsche Reich vor dem Zerfall zu bewahren. Er wirkte wie kein anderer an der neuen Lebensform unseres Staates, die in die Zukunft führt. 


Walther Rathenau. Brieie 


Herausgegeben von seiner Mutter Zwei starke Ganzleinenbände mit Bildern in Kassette 14 Mark 


Vier Jahrzehnte eines beispiellos inhaltsreichen Lebens und Wirkens sind in diesen beiden Bänden enthalten, Rathenau als Mensch und Schöpfer in eigenen intimsten 

Bekenntnissen und Erinnerungen. Unter anderem enthalten diese beiden Bände auch den Gedankenaustausch dieses seltsamen Mannes mit fast allen 

namhaften Persönlichkeiten seiner Epoche; mit Stinnes ebenso wie mit Gerhart Hauptmann, auf künstlerischem und literarischem Gebiet nicht minder 
als auf wirtschaftlichem und politischem ein unvergleichlicher Spiegel der Zeit und Zeitgenossen. 


Wir liefern jedes dieser Werke Bestellschein: Hiermit bestelle ich bei Verlag und Buchdruckerei Otto Schwartz, 


» Berlin 8 42, Brandenburgstraße 21, 
vollkommen porto- und spesenfrei ...Stresemaun, Reden und Schriften. Zwei Canzleinenbände 16 Mark 


auf Wunsch auch gegen bequeme .... Friedricb Ebert, Sohrifven, Aufseishnungen, Reden. Zwei Ganzleinenbände 15 Mark 
Walther Rathenau, Briefe. Zwei Ganzleinenbände 14 Mark 


Betrag ist nachzunehmen (spesenfrei). Begleichung erfolgt in Monatsraten von 3 Mark für jedes Werk, 
wobei die erste Rate nachzunehmen ist. Erfüllungsort Berlin-Mitte 62. Eigentumsrecht vorbehalten 
0 0 ort und Datum 
...... 
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Lichtbildmaterial zu Peſtalozzis 100. Todestag 


am 17. Februar 1927 


Die geſamte Kulturwelt wird Peſtalozzis 100. Todestag am 17. Februar 1927 feierlich begehen. In Wort 
und Bild wird des großen Schweizer Pädagogen allenthalben gedacht werden. Zur beſonders weihevollen 
Geſtaltung von Gedenkfeiern ſind wertvolle Dokumente und Bildmaterial zuſammengetragen und in 
verſchiedener Art und Zuſammenſtellung bearbeitet worden. Beſonders wertvolle Stücke wurden in 
dankenswerter Weiſe aus dem Archiv der Oeutſchen Lehrer- Bücherei, Berlin, zur Verfügung geſtellt. 


Peſtalozzi, Leben und Lebenswert 


Lichtbilder und Bildbänder 
Boritagsterte und Bilderläukerungen 


Kleine Schulfeierſerie „Peftalmaat” mit 15 N und 
Erläuterungen 8 2 55 3 
Serie „Peſtalozzi“ mit 30 Bildern € zu 
„Peſtalozzi, Leben und Lebenswerk“ mit 50 Diapofitiven, cer 
einleitung und Bilderläuterungen . u 
Einzelbilder 8,5 x 8,5 und 8,5 x 10, das S zu 
„Bildband Beftalozzi“, 30 Bilder mit Zwiſchentiteln „ 
„D. L. O.-Bildband Peſtalozzi, Leben und Lebenswerk“ mit 


vn Bud 


50 Bildern, Text und Bilderläuterung - » 2 nee. zu 


Text evtl. als Ergänzung zu 1.und 22. zu 
Allgemeiner D. L. D.⸗Katalog 1926/27 . » - » .» Re: kostenlos 


Der Verſand geſchieht unter Nachnahme oder gegen nn des Betrages. 
Die Lichtbilder und Bildbänder werden nur käuflich abgegeben. 


Lichlbild- Verzeichnis 


Bilder mit * Kleine Schulfelerreihe zu 15 Bildern — Bilder mit * und ** Peſtalozzl-Serle zu 30 Bildern und Bildband „Peſtalozzi“ 


* j. Titelbild „Peſtalozzi“, von Schoener 18. Peſtalozzi, Schiller, Klopftod als Ehren- 32. Peſtalozzis Mitarbeiter Krüfi 
2. Zürich um die Mitte des 18. Jahr- bürger der franz. Republit 58. Peſtalozzis Mitarbeiter J. R. Tobler 
hunderts 19. Orei Schriften von Peſtalozzi: „34. Peſtalozzi, Brief an Gruner 
. Geburtshaus Peſtalozzis in Zürich Buch der Mütter 1805 35. Friedrich Fröbel, Begründer der Hand- 
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Peſtalozzi unter den Walſentindern in 
Stanz 1798 
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